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22. Sitzung des eee (vom 4. März.) 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen und Dr. Achenbach mit mehreren 
Commiſſarien. 


Es find eingegangen vom Finanz⸗ und Juſtizminiſter ein Geſetzen (wurf, 
betreffend das Hinterlegungsweſen von den Miniſtern des Innern und der 
Juſtiz ein Geſetzentwurf, betreffend die Regelung der ſtaatsrechtlichen Stellung 
des fuͤrſtlichen Hauſes Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg, und vom Cultus⸗ 
miniſter ein Geſetzentwurf, betreffend die Einſtellung der Leiſtungen 

aus Staatsmitteln für die römiſch⸗katholiſchen Bisthümer 

und Geiſtlichen. (Große Bewegung.) 5 

Die letztere Vorlage wird ſofort zum Druck beſördert und ſoll noch heute 
Abend vertheilt werden. Ueber ihren Inhalt erfahren wir vorläufig Fol⸗ 

endes: es ſollen ſämmtliche Leiſtungen für die Bisthümer und die Geiſt⸗ 
ichen bis dahin einbehalten werden, daß die Biſchöfe reſp. Bisthumsver⸗ 
weſer erklären, die Staatagefehe befolgen zu wollen. In den Diöcefen, in 
welchen der zn dieſe Erklarung weigert, werden die Competenzen den 
einzelnen Geiſtlichen weitergezahlt, welche als Einzelne die Erklärung abge⸗ 
ben. Der Cultusminiſter iſt ermächtigt, ſolchen Geiſtlichen die e Je 
zu laſſen, die durch concludente Handlungen beweiſen, daß ſie die Staats⸗ 
geſetze befolgen wollen. Die Vorlage enthält außerdem nähere Beſtimmun⸗ 
en über die Ausführung der angekündigten Maßregel und wird in den 

otiven vorzugsweiſe durch die hie Encyelica begründet. (Vergl. unten 

den Wortlaut des Geſetzes.) 1 

In dritter Berathung wird der Geſetzentwurf, betreffend die Deckung der 

| bei der Begebung der Eiſenbahnanleihe aus dem Jahre 1868 entjtandenen 

Coursverluſte ohne Debatte definitiv genehmigt. 

Alsdann ſteht der Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Abtretung der preu⸗ 
ßiſchen Bank an das Reich und die Errichtung von Zweiganſtalten der: 
ſelben in außerpreußiſchen Theilen des Reiches zur zweiten Berathung. Die 
einzelnen Paragraphen deſſelben werden ohne Discuſſion genehmigt. Zu 
Diele Geſetze hat der Abg. Pariſius folgende Reſolution beantragt: „Die 
Staatsregierung aufzufordern, für den Fall, daß bei der Auseinanderſetzung 
mit der Reichsbank über die Grundstücke der preußiſchen Bank von der 
Reichsbank eine Entſchädigung für den Ueberſchuß des wirklichen Werths über 
den Buchwerth an Preußen zu zahlen iſt, dieſe Entſchädigung unverkürzt in 

die Staatskaſſe abzuführen.“ E f i 

Der Antragſteller führt aus, daß es allerdings nicht gui möglich ſei, über 
die hier vorliegende zweifelhafte Rechtsfrage in dieſem Hauſe eine Entſchei⸗ 
dung zu treffen; aber man könne ohne Gefahr für den Fiskus den Antrag 
annehmen oder ablehnen, da es ſich nur um unbeträchtliche Summen han⸗ 
delt. Der Antragſteller hat einen Satz, der es ausdrücklich den Bankan⸗ 
theilseignern überläßt, ihre etwaigen Anſprüche im Rechtswege geltend zu 
machen, fallen gelaſſen, weil die an ſich ſchon dunkle Sache dadurch nicht 
klarer wird. Da der Juſtizminiſter 1 des Bankkuratoriums iſt, ſo 
nimmt vielleicht der Handelsminiſter als Chef der Bank Gelegenheit, die 
Sache nochmals zu prüfen, in dieſem Falle würde der Antragſteller auf die 
Abſlimmung über feine Reſolution verzichten. / 

Der Handelsminifter: Aus den Worten des Vorredners geht ſchon 
hervor, daß es ſich nicht um erhebliche Summen handelt; der Antrag hat 
alſo an Tragweite verloren. Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo muß ich der 
Reſolution widerſprechen. Nach dem Reichsbankgeſetz und auch nach dem 
vorliegenden Geſetze findet eine Auseinanderſetzung nur zwiſchen dem Reiche 
und Preußen ſtatt dahin, daß die Grundſtücke der Bank an das Reich über⸗ 
geben. Bei dem Verhältniſſe zwiſchen Preußen und den Bankantheilseignern 

Kommt einfach in Betracht, ob die Grundſtücke nach ihrem richtigen Werth 

mx die Bilanz aufgenommen find oder nicht; ſind fie richtig eingetragen, jo 

iſt von einer Entſchädigung natürlich nicht die Rede; ſind die Grundſtücke 

aber nicht richtig eingetragen, ſo können die Bankantheilseigner die Rectifi⸗ 
cirung der Bilanz fordern; würde ſich ein Mehrwerth herausſtellen, jo müßte 
dieſer Ueberſchuß als Dividende zur Vertheilung kommen und es würde 
kaum möglich ſein, dieſem modus procedendi zu widerſprechen. Ich muß 
alſo bitten, den Antrag Pariſius abzulehnen. 

Abg. Pariſius erbittet ſich eine ausdrückliche Erklärung darüber, ob 
nochmals eine rechtliche Prüfung des Sachverhaltes eintreten folle; nur dann 
\  tönme er ſeinen Antrag zurückziehen. Die Anſicht des Miniſters würde 
richtig ſein, wenn es ſich um eine Liquidation der Bank handelte; davon iſt 
aber keine Rede. 

„Der Handelsminiſter erklärt, daß er * die Anſicht des Vorredners 
uicht theile, daß er aber dieſe Frage Boch s innerhalb der betheiligten Be⸗ 
hörden zur Sprache bringen und prüfen laſſen wolle. 

Abg. Pariſius zieht darauf die Reſolulion zurück und wird die Vorlage 

in zweiter Berathung genehmigt. 

Das Haus ſeht darauf die zweite Berathung des Etats der Verwal 
tung für Handel, Gewerbe und Bauweſen fort. f 

nter den einmaligen Ausgaben ſind aufgeführt 600,000 Mark als erſte 

Rate zum Umbau des Welfenſchloſſes für die polytechniſche Schule 

in Hannover. An dieſe Poſition knüpft ſich eine ſehr eingehende Debatte. 

Abg. Rickert führt als Referent der Budget⸗Commiſſion die Gründe an, 
welche die überwiegende Majorität der Commiſſion peranlaßten, dem Haufe 
die Bewilligung der geforderten Ausgabe zu empfehlen. Die Regierung hat 
in einer Denkſchrift das Bedürfniß für einen Neubau beziehungsweiſe Umbau 
der polytechniſchen Schule in Hannover auf das Ueberzeugendſte nachge⸗ 
wieſen. Das jetzige, 1837 errichtete Gebäude, war für 250 Studirende be⸗ 
rechnet, während die Frequenz jetzt auf 600 bis 700 geſtiegen iſt. Schon in 
den Jahren 1853, 1860 und 1873 mußten Anbauten gemacht werden; in 
Folge deſſen ſtehen aber die verſchiedenen Räumlichkeiten in gar keinem 
inneren Zuſammenhange; außerdem find fie noch immer nicht ausreichend. 
Die Commiſſion fragte ſich nur, ob ſich ein Neubau nicht vielleicht beſſer 
empfehlen würde, als der Umbau des Welfenſchloſſes, zumal ein Neubau 
nur etwa 300,000 Thlr. mehr koſten würde, als der Umbau, deſſen Koſten 
auf 700,000 Thlr. veranſchlagt ſind. Ueberdies würde der Verkauf des 
jetzigen Gebäudes der Anſtalt einen Erlös von 370,000 Thlr. ergeben. 
Gegen die Vornahme des Umbaues des Welfenſchloſſes hat ein Mitglied der 
Commiſſion 8921 eingelegt, da das Schloß Privateigenthum des früheren 
Königs von Hannover ſei, zu dem ſogenannten Beſchlagnahme⸗Vermogen ge: 

ört. Der Vertreter der Regierung erklärte, dieſe Anſicht ſei eine irrige, das 

5 elfenſchloß gehöre zu den Domänen des preußischen Staates. Dem Geſetze 
510 28. Februar 1868 hat der bezügliche mit dem Könige Georg abge: 

ſchloſſene trag vom 29. September 1867 beigelegen, nach deſſen § 1 dem 

Alg Mie das Schloß Herrenhauſen nebſt Zubehör verbleibt. Der 

di 9. Zube bat damals im Abgeordnetenhauſe die Frage angeregt, was zu 
ieſem Zubehör gehöre und geäu ert, er fürchte faſt, mau könnte unter dem 

Bande 5 0 den Georgsgarten, die Herrenhauſer Allee und das Welfen⸗ 

u Zuledbe des 8 Hannoveraner aber aa ya Gegenſtände nie: 

ewe N 

Der der ace oſſes ee geweſen ſin 

em Zubehör gehöre, unterliege noch eingehenden Erörterungen, die no 
At abgeſchloſſen ſeien. Die ir 5 alſo damals 5 85 ſene. Das 
daitglied der Commiſſion, welches den Proteſt eingelegt hatte, erklärte nun, 
Ab den Verhandlungen mit dem Könige Georg ſei das Welfenſchloß aus: 

fücklich als Zubehör von Herrenhauſen anerkannt worden und beantragte, 
ve Verhandlungen anszufeben und den Abg. Windthorſt (Meppen), det 

Ken die Sache orientirt ſei, zu denſelben einzuladen. Der Vertreter der 

Gedterung erklärte ſodann, Im Laufe der Verhandlungen mit dem Könige 

u dig feien allerdings Zweifel darüber entſtanden, was unter dem Zubehör 

derftehen ſei; die Regierung habe aber die Frage geprüft und fei zu der 

ge geprü 3 

An de gekommen, daß Schloß gehöre zum preußiſchen Domanium. 
01 ichts dieſer Erklärung und in Anbetracht des Umſtandes, daß das 
ac ade Mitglied keinen dhe ke Beweis für ſeine Behauptung er⸗ 

Mul ibnt, der Abg. Windthorſt (Meppen) aber an die Gommiffon Heine 

zwel Stungen gelangen ließ, ſchlagt Ihnen die Commiſſion mit allen gegen 

Ad timmen bor, die geforderte Summe zu bewilligen. 

Abg. Win dthorſt (Meppen): Ich bitte Sie, den Vorſchlag der Regierung 


Finanzminiſters erklärte hierauf, die Frage, was zu Z 


——— 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


abzulehnen. Wenn das Bedürfniß, die polyptechniſche Schule zu vergrößern N { N 
wirklich vorliegt, fo iſt die Lage des Welfenſchloſſes eine ſolche, daß unzweck der Oberpräſident and angewieſen, ſein früheres Zugeſtandniß zurückzuneh⸗ 


mäßiger die Schule gar nicht angelegt werden kann. Es kommt mir das ſo 
vor, als wollte man die hieſige Univerſität nach Schloß Bellevue im Thier⸗ 
garten verlegen. Das Welfenſchloß liegt ſehr entfernt von dem eigentlichen 
Haupttheile der Stadt, ſo daß die Schüler weite Wege zu machen hätten 
und die Lehrer in der Auswahl ihrer Wohnung ſehr beſchränkt wären. 
Wollte man die ſtädtiſchen Behörden in Hannover befragen, ſo würden ſich 
dieſelben gegen einen ſolchen Umbau ebenſo beſtimmt ausſprechen, wie es 
der Director der Schule gethan hat. Die großen Räumlichkeiten des Schloſſes 
ſind überhaupt wenig geeignet, für die Zwecke eines akademiſchen Gebäudes 
bergerichtet zu werden. Dem aber muß ich widerſprechen, daß man 700,000 
Thaler verwende, ohne daß etwas Nützliches erreicht wird. 

Ueberdies haben mir Sachverſtändige verſichert, daß es mit dieſer Summe 
nicht gethan ſei; man weiß ja, daß ſolche Anſchläge regelmäßig überſchritten 
werden. Ein ordentliches neues Gebäude zu errichten, wäre alſo viel beſſer. 
Um einen Bauplatz braucht man nicht verlegen zu ſein; war doch die preu⸗ 
ßiſche Regierung wegen eines Platzes in der Humboldt⸗Straße mit der Bau⸗ 
geſellſchaft in Hannover ſchon quasi einig, fo daß die letztere fundatam in- 
tentionem hatte zu glauben, ſie könne das Grundſtück erwerben. Nun auf 
einmal kommt die Regierung mit einem ganz anderen Vorſchlage. Das 
Welfenſchloß gehört überdies nicht zum Domanium; ich bin bei den einſchlä⸗ 
igen Verhandlungen zoggen geweſen und weiß, was „Herrenhauſen nebſt 
Zubehör“ bedeutet. Die Verhandlungen drängten ſich in die letzten Wochen 
des September zuſammen, und da der 1. October nicht überſchritten werden 
durfte, wurden fie mit einer gewiſſen Eile geführt, fo daß der Vertrag manche 
Unvollkommenheit enthielt. Als der Vertrag abgeſchloſſen war, habe ich die 
Bedeutung des Wortes „Zubehör“ wiederholt bezeichnet und ich ſagte dem 
Herrn Reichskanzler, daß man großen Werth darauf lege, daß in dieſem 
Sinne auch die Ausführung des Vertrages erfolge. Es wurde mir geſagt, 
daß der Herr Reichskanzler dem Finanzminiſter von der Heydt mitgetheilt 
habe, eine richtige Auslegung des Wortes „Zubehör“ wäre erwünſcht. 
erſuche den Herrn Finanzminiſter, dieſes Schreiben vorzulegen. Herr von der 
Heydt ſagte mir, daß er das Welfenſchloß gar nicht wünſche, weil er eine ſo 
enorme Baulaſt nicht in den Etat übernehmen wolle. Es wurde demnächſt 
dem Oberpräſidenten von Hannover Grafen Stolberg aufgeltagen, zu erörtern, 
was zu dem Zubehör gehöre und befand fih in dem Reſcript eine Clauſel, 
daß der Finanzminiſter das Welfenſchloß zu dem Zubehör rechne. Graf 
Stolberg ließ die 1 Erörterungen eintreten und ſagte in ſeinem 
Berichte an das Ministerium, daß das Welfenſchloß in der That zu dem Zu: 
behör von Herrenhauſen zu rechnen ſei. Hierauf wurde dem Bevollmächtigten 
des Königs Georg, Geh. Rath Wolley, unterm 23. November 1867 von dem 
Grafen Stolberg mitgetheilt, daß nach einem ihm zugegangenen Erlaſſe des 
Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten und des Finanzminiſters vom 
17. November unter Zubehör verſtanden werden ſoll „der geſammte Complex 
des Schloß⸗ und Gartenbezirkes Herrenhauſen, welcher die Qualität einer 
ſelbſtſtändigen Gemeinde hat.“ - 

Daß das Welfenſchloß zu dieſem Bezirke gehört, wird doch die Regierung 
nicht leugnen. Ich freute mich über jenen Erlaß und daß die Herren von 
Bismarck und v. d. Heydt die Sache in ſolcher Treue ausgeführt hatten. 
r meinte ich, könnte es nichts ſchaden, wenn man die Exklärung 
der Miniſter ausdrücklich acceptirte; die Acceptation erfolgte denn auch. 
Einige Zeit nachher gab Herr v. d. Heydt mir zu verſtehen, daß von Han⸗ 
nover aus, ich glaube, von dem General v. Voigts⸗Rheetz, unangenehme 
Empfindungen über jenen Beſchluß laut geworden ſeien. Ich erwidere, wenn 
falſche Folgerungen aus dem Vertrage gezogen würden, ſo müßten die Ge⸗ 
richte entſcheiden. Was ich ſonſt noch erfahren habe, will ich heute noch nicht 
erzählen. Am 22. December kam vom Grafen Stolberg die Mittheilung, 
daß nach einem Erlaſſe des Finanzminiſters des Königs Majeſtät näheren 
Bericht darüber eingefordert habe, welche Gegenſtände nach Inhalt des Ver⸗ 
trages zum Zubehör zu rechnen ſeien; vorläufig ſolle mit der bisherigen 
Ausführung des Vertrages fortgefahren werden. Am 2. März 1868 erfolgte 
die Beſchlagnahme und die Bevollmächtigten des Königs Georg erfuhren, 
daß über einzelne Gegenſtände anderweit disponirt, insbeſondere die Pferde⸗ 
ſtälle zu militäriſchen Zwecken benützt ſeien. Man erklärte dem Grafen 
Stolberg, das widerſtreite dem Vertrage, worauf eine Antwort nicht erfolgte. 
Die Beſchlagnahme dauert denn ad majorem glorıam des Reptilienfonds 
noch fort. Auf die Anfragen des Abg. Miquel im Jahre 1868 hat die Re⸗ 
gierung eine ſo diplomatiſche Erklärung gegeben, weil ich Zeuge war. Dieſe 
Erklärung iſt aber nach dem Erlaſſe der Miniſter v. Bismarck und von der 
Heydt vom 23. November 1867 und nach der ausdrücklichen Acceptation des⸗ 
ſelben ohne alle Bedeutung und der Abg. Miquel würde ſich bei derſelben 
nicht beruhigt haben, wenn er das, was er anregte, mit Energie hätte be⸗ 
ſtreiten wollen. Der König Georg iſt nicht in der Lage, ſeine Rechte im 
Wege Rechtens geltend zu machen. (Ruf: Warum nicht!) 

as iſt eine eines alten preußiſchen Juriſten ſehr würdige Frage. Nach 
neupreußiſcher Anſicht aber iſt während der Dauer der Beſchlagnahme die 
dazu eingeſetzte- TCommiſſion der einzige Vertreter der Eigenthumsintereſſen. 

Stände dem Könige Georg der Rechtsweg offen, ſo wäre ich ganz beruhigt. 
Denn es iſt ein ſonderbares Verfahren, den Vertrag ſo, wie geſcheben, zu 
interpretiren, dann die Beſchlagnahme anzuordnen und während derſelben ſo 
zu verfügen, wie jetzt beabſichtigt wird. Handelte es ſich um Mobilien, ſo 
käme auf ein ſolches Verfahren nahezu der af „Unterſchlagung“ in An⸗ 
eat: Ich zweifle, ob der Herr Reichskanzler von dem jetzigen Vorgehen 
Kenntniß hat und glaube nicht eher, als bis ich es von ihm ſelbſt höre, daß 
er daſſelbe billigt. Es desavouirt ein von ihm erlaſſenes Nefcript und es 
liegt nicht in dem Charakter des Herrn Reichskanzers, ſolchen Dingen anders 
zu begegnen, als wie es der offene, gerade Weg vorſchreibt. Das hat er 
bei den Verhandlungen mit dem Könige Georg bewieſen und würde es auch 
heute noch thun. Bei der Frage der Behandlung der depoſſirten Fürſten 
bat doch aber der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ein gewichtiges 
Wort mitzuſprechen. Wenn es heute noch angebracht wäre, an monarchiſche 
Gefühle zu erinnern, die mehr oder weniger Antiquitäten geworden ſind, 
dann würde ich ſagen, daß die hier vorgeſchlagene Verwendung des Welfen⸗ 
ſchloſſes gegen die Pietät verſtößt. Es knüpfen ſich an das Schloß inter⸗ 
eſſante hiſtoriſche Erinnerungen, an die Beziehungen des hannoverſchen und 
des engliſchen Koͤnigshauſes, welche beide mit dem preußiſchen verwandt 
ſind. 800 werde ſie aber mit allem dieſem nicht behelligen, weil, wie geſagt, 
die monarchiſchen Gefühle zur Antiquität geworden ſtnd. 

Geheim⸗Rath Michelli: Der Streit bezüglich der Auslegung des Ver⸗ 
trages vom 29. September 1867 iſt rein privatrechtlicher Natur, gehört alſo 
gar nicht vor das Forum dieſes hohen Hauſes. § 1 des Vertrages beſtimmt 
zunächſt, daß das Schloß Herrenhauſen nebſt Zubehör dem Könige Georg 
verbleibe; § 3 ſagt, daß alle übrigen, ſelbſt zum Privatvermögen des Königs 

ehörige Grundſtücke Eigenthum des preußiſchen Staates ſeien. Unter die: 
en 8 3 fällt das Welfenſchloß; es fällt unter die Regel, nicht unter die 
Ausnahme. Die Bevollmächtigten des Königs Georg nahmen das Welfen⸗ 
ſchloß in Anſpruch lediglich — Grund der Behauptung, daß daſſelbe zu dem 
ubehör von Herrenhauſen gehöre. Das iſt aber nicht der Fall; zwiſchen 
dem Welfenſchloß und Herrenhauſen beſteht keinerlei privatrechtlicher oder 
wirthſchaftlicher Zuſammenhang; erſteres iſt von dem letzteren eine gute 
Viertelſtunde Weges entfernt; zwiſchen beiden liegen noch Privatgrundſtücke. 
Das Schloß wurde 1859 auf demſelben Platze erbaut, wo das Schloß Mon⸗ 
brillant ſtand. Das hannoverſche Miniſterium verlangte am 22. November 
1858 die Summe von 600,000 Thlr. zur Herſtellung „einer neuen königlichen 
Reſidenz“, nicht zur Erweiterung des Schloſſes Herrenhauſen. Des letzteren 
geſchah gar keine Erwähnung in den Verhandlungen zwiſchen dem Mini⸗ 
ſterium und den Ständen; ich ſtelle dieſelben dem Abg. Windthorſt zur Dis⸗ 
poſition. (Abg. Windthorſt (Meppen): Ich kenne fie gang genau) Niemand, 
der die örtlichen Verhältniſſe kennt, wird das koloſſale Welfenſchloß als ein 
untergeordnetes Object, als ein bloßes Anhängſel des Schloſſes Herren⸗ 
hauſen betrachten. . von 

Der Abg. Windthorſt beruft ſich auf die ſchriftliche Erklärung des Ober⸗ 
präſidenten von Hannover vom 23. November 1867. Derſelbe nahm aber 
irrthümlich an, daß das Welfenſchloß zu dem Schloß⸗ und Gartenbezirk von 
Herrenhauſen gehöre. Der letztere Bezirk exiſtirt überhaupt nur in der Vor⸗ 


= 


Zeitun 


ch] dauert; ift dieſelbe aufgehoben, jo. kann er fein Eigenthum vindiciren oder 


Expedition; Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf dle Zeitung, welche Sonntag und Montag 


’ 
einmal, an den übrigen Lagen zweinsm erſcheint. 


Pteitag, den 5. März 1875. 
DENE TEERLEEHTESENE TEERTRCTETE BELEGE TE 


ſtellung des Oberprafiventen, nicht aber in der Wirklia keit. Deshalb wurde ! 


men; daſſelbe war aber widerruflich, weil es auf einem Jerthum beruhte. 
Außerdem handelte es ſich bei jener Erklarung nur darum, einen bereits 
perfecten Vertrag zur Altsführung zu bringen; fern lag es dem Oberpräſi⸗ 
denten, den Vertrag materiell abzuändern. Und ferner handelt es ſich hier 
nicht um einen Privatvertrag, ſondern um einen Staatsvertrag von großer 
politiſcher Bedeutung, deſſen Inhalt ausdrücklich feſtgeſtellt iſt guf Grund 
Allerhöchſter Genehmigung. Die in der Erklärung des Oberpräſidenten be⸗ ö 


4 


abſichtigte Abänderung war alſo auch wegen Mangels der Allerhöchſten Ger 
nehmigung nichtig. Das Welfenſchloß gebört auch nicht zur Sequeſtrations⸗ 
maſſe, ſondern iſt ſeit 1866 im Befitze Preußens, gehört zu dem Reſſort den 
Domänenverwaltung. Die Regierung kann weitere Anſprüche, welche für 
das Privateigenthum des Königs Georg geltend gemacht werden ſollten, 
getroſt abwarten. Laſſen Sie ſich durch den Widerſpruch des Abg. Windt⸗ 
borſt, der in dieſer Sache nicht ganz unparteiiſch iſt, nicht abſchrecken, die ge⸗ 
forderte Summe zu bewilligen. 

Abg. Miquel: Handelte es ſich bier nicht um eine wichtige ſtaatsrecht⸗ 
liche Angelegenbeit, jo würde ich meinen, das Haus müßte die geforderte 
Summe bewilligen, wenn die Regierung erklärt, das Object, um das es ſich 
bandelt, ſei unzweifelhaft preußiſches Eigenthum. Die beſonderen Verhält⸗ 
niſſe des Falles fordern uns aber auf, vorſichtiger zu handern, als bei an⸗ 
deren Gelegenheiten. So lange die Beſchlagnahme dauert, iſt das Gericht 
aus der Sache herausgewieſen und ich glaube, auch die Freunde des Be⸗ N 
ſchlagnahmegeſetzes haben erkannt, daß es nicht nothwendig war, dieſen Sa 5 
in das Geſetz bineinzuſchreiben. Dann wäre es dem Könige Georg mögiich ; 
geworden, ſein Eigenthum geltend zu machen mit der rei vindicatio oder 
der actio negatoria. Die Commiſſion, welche das Vermögen verwaltet, 
kann höchſtens ihrerſeits eine Klage gegen den preußiſchen Fiscus anſtellen; 
es fragt ſich aber, ob dem Könige Georg mit dieſer Vertretung gedient wäre; 
Der Rechtsweg iſt dem letzteren alſo abgeſchnitten fo lange die Beſchlagnahme 


Entſchädigung beanſpruchen. Die Verhandlungen zwiſchen dem König Georg 
und der preußiſchen Regierung, welche vor Genehmigung des Vertrages durch 
das Abgeordnetenhaus gepflogen worden ſind, ſind Bert genommen ganz. 
irrelevant; die Regierung konnte durch dieſelben nicht verpflichtet werden; 
überdies bat ſich dieſelbe die Ratification des Vertrages bis zur erfolgten 
Genehmigung durch dieſes Haus im Vertrage ſelbſt ausdrücklich vorbehalten. 
Das Haus ertheilte aber ſeine Genehmigung in dem Sinne, daß bezüglich 
der Frage, was unter dem Zubehör des Schloſſes Herrenhauſen zu verſtehen 
ſei, nicht dieſe oder jene abgegebenen Erklärungen, ſondern die wirkliche 
Sachlage entſcheiden ſolle. Wenn das Haus die Rechtsfrage ebenſo auf⸗ 
faßt, wie ich, jo wird es nicht umhin können, die geforderte Summe zu be⸗ 
willigen. Damit aber eine eingehende Prüfung dieſer Rechtsfrage eintrete, 
empfehle ich, den Tit. 77 an die Budgeteommiſſion 1 

durch bekunden wir, daß wir auch den Schein der Uebereilung in wichtigen 
Fragen vermeiden wollen. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) ſtellt nunmehr ausdrücklich den Antrag, 
7 5 77 zur nochmaligen Prüfung an die Budgetcommiſſion zurückzuver⸗ 
weiſen. > 

Abg. Windthorſt (Meppen): Es handelt ſich lediglich um den Vertrag, 
wie er mit dem Könige Georg abgeſchloſſen iſt und was nach dieſem unter 
Herrenhauſen nebſt Zabehör zu verſtehen iſt. Ich habe mich für meine An⸗ 
ſicht, daß auch das Welfenſchloß dazu gehöre, auf das Schreiben des Fürſten 
Bismarck an den Finanzminiſter v. d. Heydt und das Reſcript des letzteren 
bezogen; beide Actenſtücke ſind von der Regierung nicht mitgetheilt worden. 
Es iſt mir intereſſant geweſen, heute vom Miniſtertiſche aus den Fürſten 
Reichskanzler desavouirt zu ſehen; man hat den Reichskanzler und den dr SU 
nanzminiſter v. d. Heydt ſogar des Ueberſchreitens ihrer Amtsbefugniſſe bee | 
ſchuldigt. (Widerſpruch.) Der Herr Commiſſarius hat erklärt, daß der Reihe 
kanzler ohne Genehmigung Sr. Maj. des Königs die von ihm abgegebene 
Erklärung gar nicht abgeben durfte. Ich muß den Reichskanzler und den Finanz⸗ 
miniſter b. d. Heydt gegen dieſen Vorwurf in Schutz nehmen. (Große Hi: 
terkeit.) Sie waren in Beziehung auf irgend ein Stück, welches man zum 
Domanium rechnen konnte, vollkommen verfügungsberechtigt, auch ohne eine 
Genehmigung des Königs einzuholen. Der Herr Regierungs⸗Commiſſarius 
bat als wichtiges Moment angeführt, daß das Schloß im ungetrübten Beſitze 
der Regierung ſei; der erſten militäriſchen Occupation konnte ſich Niemand 
widerſetzen; aber zwiſchen dieſer erſten und jener weiten, auf Grund der an⸗ 
derweiten 8 des Vertrages erfolgten Beſitzergreifung befand ſich 
das Welfenſchloß im Beſitze der Adminiſtration des Königs Georg. Da alſo 
nach meiner Meinung das Schloß dem Könige Georg gehört, jo muß ich 
bitten, dieſe Summe abzulehnen, um nicht durch eine andere Verwendung 
des Objectes den Rechtsweg zu erſchweren. N 

Finanzminiſter Camphauſen: Der Vorredner iſt der Meinung, daß es 
ganz zweifelsfrei ſei, daß zum Schloſſe Herrenhauſen auch das Welfenſchloß. 
gehoͤre: das wird von der Regierung entſchieden beſtritten. Die Acten er⸗ 
geben nicht die leiſeſte Spur davon, daß dieſe Anſicht bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages vorhanden geweſen ſei. Wie die Lage der Dinge war, kann ich nicht 
verſtehen, daß ein ſo gemiegter Unterhändler wie der Vorredner, es für gut 
befinden konnte, das Welfenſchloß mit Stillſchweigen zu übergehen, wenn er 
überzeugt war, es würde ihm mit überwieſen werden. Nach dieſer Erfahrung 
würde ich ihn niemals zu meinem Unterhändler machen. Es ie aller⸗ 
dings bei dem Finanzminiſter und dem Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten eine Zeit lang die Meinung, es könne wohl das Welfenſchloß zu dem 
Zubehör zu rechnen ſein. Sie finden nämlich eine vollſtändige Unſicherheit 
der Ausdrücke; man hat von einem Schloß: und Gartenbezirk von Herren⸗ 
hauſen geſprochen; es beſteht aber nur ein Schloß⸗ und Gartenbezirk, zun 
dem Herrenhauſen auch gehört. Aus dieſer Unſicherheit Abe das in 1 
des Finanzminiſters hervor; aber ſchon nach einiger Zeit (Abg. Windthorſt: 2 
4 Wochen ſpäter!) entſtanden Zweifel darüber, was zum Zubehör des 
Schloſſes Herrenhauſen zu rechnen ſei; die damaligen Reſſortschefs (Abg. 
Windthorſt: Nur der Finanzminiſter!) haben ſich veranlaßt geſehen, eine ein? 
gehende Prüfung zu veranlaſſen, die Sache wurde an das Stagksminiſterium 
gebracht, es wurde ein Rechtsgutachten eingefordert und das Reſultat dieſer 
Unterſuchungen war, daß, wie alle Mitglieder aus Hannover, den Vorredner 
ausgenommen, beſtätigen werden, niemals früher das Welfenſchloß zum Zu- 
behör von Herrenhauſen gezählt worden iſt. Wenn der Vorredner die Auf⸗ 
faſſung des früheren Finanzminiſters und des Reichskanzlers in einen ge⸗ 
wiſſen Gegenſatz zu bringen verſucht hat, ſo kann ich nur ſagen, wenn der 
Regierungscommiſſarius, der ſehr diseret das Meiſte verſchwiegen hat, in 
dieſer Beziehung hätte weiter mit der Sprache herausgehen wollen, würde 
er Ihnen haben jagen können, daß eine vom Fürſten Bismarck und pom 
anlage v. d. Heydt gezeichnete Verfügung erging, wonach dieſe beiden 
Reſſortchefs gemeinſchaftlich die erſte Auſſaſſang modifieirt und ſich zu der⸗ RN 
jenigen Anſicht bekannt haben, welche die Staatsregierung noch heute vertritt 9 
(Hört! Hört), daß das Welfenſchloß niemals zu Herrenhauſen gehört habe, 
ſondern unzweifelhaft als Staatseigenthum zu betrachten ſei. Ob Sie die 
Frage, hinſichtlich deren die 1 Ueberzeugung der Staatsregierung feſt⸗ 

tebt, nochmals der Budget⸗Commiſſion überweiſen wollen, muß ich Innen. 
anheimſtellen; mir ſcheint aber, daß eine ſolche Unterſuchung zu einem weiteren. 
Reſultate nicht führen kann. Ich bitte Sie, den Antrag abzulehnen und den 
Titel zu bewilligen. (Beifall links.) 15 ö PUR hr 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Die ftreitige Rechtsfrage ſcheint mir noch 
nicht ſoweit aufgeklärt (Widerſpruch), daß wir jetzt in der Lage wären, ein. 
Urtheil abzugeben; wir haben Gründe gehört, aber ſowohl der Abg. Windt⸗ 4 
horſt hat erklärt, daß er nicht alle Gründe angeführt habe, und der Herr 
Miniſter hat geſagt, daß ſein Commiſſarius nicht ganz mit der n 
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berausgekommen ſei; es find Erlaſſe und Reſeripte angezogen, aber nicht 
vorgelegt. Wir müſſen die noch rüdjtändigen Gründe und die Reſeripte 
rüfen, und zwar um ſo vorſichtiger, als das Abgeordnetenhaus eine gewiſſe 

Parteſtellun einnimmt und eher geneigt iſt, die Intereſſen des preußiſchen 
Fiscus zu ſchützen, als die Intereſſen eines Königs, dem wir uns bisher 
nicht immer freundlich entgegengeſtellt haben. Würde die Sache nicht klar 0 
eſtellt, ſo würden mehrere meiner politiihen Freunde und ich nicht in der 

ge ſein, den Titel zu bewilligen. Wenn der Abg. Windthorſt (Meppen! 
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die Aufmerkſamkeit der 


die vorgeſchlagene Verwendung als einen Act der Impietät bezeichnet, ſo 
kann ich nur ſogen, daß es mir ſehr leid thut, der da far nicht augen⸗ 
blicklich zuſtimmen zu können, weil ich wünſchte, dieſe nur für fürstliche Thor: 
beiten und Eitelkeiten beſtimmten Gebäude einem nützlichen Zwecke dienſtbar 
zu machen. Aber ich ſage auch dem Feinde Gerechtigkeit: fiat Justitia, 
perest mundus. f 

Abg. Windthorſt e Wenn der Finanzminiſter meinte, er 
würde mich nicht In Unterhändler nehmen, fo kann ich dagegen jagen, 
nachdem ich geſehen habe, wie Verträge ausgelegt werden, würde ich aus 
ſeiner Hand ein Commiſſorium nicht annehmen, weil ich von meinen Ver⸗ 
handlungen auch wünſchen würde, daß fie gehalten und ausgeführt würden. 
Auf den Vorwurf, daß die Specification nicht in den Vertrag ſelbſt aufge⸗ 
nommen ſei, habe ich zu erwidern, daß die Verhandlungen ſich in den Sep⸗ 
tember 1867 concentrirten; es wurde mir geſagt, daß die Sache ſich ſelbſt 
herausſtellen würde und im Vertrauen auf die Loyalität der preußiſchen 
Behörden habe ich mich dabei beruhigt. Wenn hier von Erlaſſen und Gut⸗ 
achten geſprochen iſt, ſo kann mich das nicht überzeugen, weil ſie nicht vor⸗ 
gelegt ſind. Ich kann Sie nur bitten, verfügen Sie nicht über ein Object, 
ehe der Rechtsweg nicht entſchieden hat, wem es gebört. 

Abg. Sarrazin beantragt den Titel zur wiederholten Prüfung mit 
Rückſicht auf die heutige Verhandlung an die Budgetcommiſſion 
zurückzuweiſen. 

Abg. Lauenſtein beſtätigt, daß das Welfenſchloß niemals als Zubehör 
von Herrenbauſen aufgefaßt worden iſt; aus der Interpretation gehe nur 
. daß die Beamten nicht mit den Verhältniſſen vertraut geweſen ſeien. 

edner gabe, daß der König Georg keinen Rechtsanſpruch habe, bedauert 
aber, daß ihm in Folge der Sequeſtration der Rechtsweg verſchloſſen ſei. 
Jedenfalls empfehle es ſich, die Sache der Budgetcommiſſion gi uͤberweiſen, 
damit das Haus auf Grund des beigebrachten weiteren Materials ſein 
Votum abgeben könne. / i 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Die Regierung kann nur wünſchen, 
daß das Haus ſofort einen Beſchluß faßt. Die Regierung wird nicht im 
Stande fein, irgend etwas Mebreres beizubringen, als fie ſchon gebracht hat. 
Selbſt der Abg. Windthorſt (Meppen) hat nicht den Verſuch gemacht zu be⸗ 
weiſen, daß das Welfenſchloß zu Herrenhauſen gehöre, ſondern nur be⸗ 
bauptet, daß man nach den Vertragsverhandlungen dazu gekommen ſei, ein 
Pertinenzverhältniß anzunehmen. Er hat auch ſelbſt angedeutet, daß es ſich 
um eine materielle Aenderung des Vertrages handele, indem er beim Ver⸗ 
leſen des Erlaſſes des Oberpräſidenten ſagte: acceptirt! Wenn auch der 
Vertrag ſelbſt der 12 era des Landtages nicht unterbreitet wurde, fo 
war er doch ohne Zuſtimmung deſſelben nicht ausführbar, weil es anders 
nicht möglich war, die 16 Millionen Thaler Entſchädigung flüſſig zu machen. 
Alſo alles, was geſcheben war, charakteriſirte ſich als Vorverhandlung; fiel 

4 mit den 16 Millionen Thalern Entſchädigung, ſo hatten die übrigen 
eſtimmungen keine ſelbſtſtändige Bedeutung. Ich glaube, das Haus iſt in 
der Lage, ſchon jetzt eine Entſcheidung zu treffen, alle weiteren Verhand⸗ 
lungen verſprechen meiner Anſicht nach kein Reſultat. x 
eferent Abg. Rickert erklärt, daß in der Budgetcommiſſion die Mei⸗ 
nung ſich geltend gemacht habe, es ſei nicht Aufgabe der Budgetcommiſ⸗ 
Sed 1 * r er zu conſtituiren und die Rechtsfrage zu entſcheiden. 
ebr richtig! 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) zieht darauf ſeinen Antrag zu Gunſten 
des Sarrazin ſchen zurück; das Haus lehnt aber auch dieſen ab (dafür 
877 Centrum und ein Theil der Fortſchrittspartei) und genehmigt den 

itel 77. 

Bei Tit. 81 (Zur Einrichtung von Sammlungen und Unterrichtsräumen 
für das deuiſche Gewerbemuſeum in Berlin und zur Beſchaffung einer kunſt⸗ 
ewerblichen Bibliothek 39,000 M.) verlangt Abg. Lehfeldt das Wort und 
efürwortet die Poſition, nach welcher die Bibliothek des Gewerbemuſeums 
vermehrt werden ſoll, obwohl man das Inſtitut ſelbſt im gegenwärtigen 
Etat heimathlos gemacht habe. Das Gewerdemuſeum könne liegen, wo es 
wolle, nur nicht an der Peripherie, da es Abendſchüler aus allen Theilen 
der Stadt in ſich ſchließe. Am Beſten ſei ſeine Lage bei den großen Inſti⸗ 
tuten der Kunſt. Redner glaubt nicht eindringlich genug wiederholen zu 
können, daß die Bauten der Kunſt an die Muſeums⸗Inſel, die der Wiſſen⸗ 
ſchaft an die Univerſität gehören. Dies und nichts Anderes habe er in der 
vorigen Sitzung geſagt, und weiſe die Vorwürfe des Handelsminiſters ener⸗ 
iſch zurück, der ihn auch bezüglich der techniſchen Deputation mißverſtanden 
She. betreffs deren er nur hervorgehoben, daß ihr oft dieſelben Perſonen 
als der Akademie angehören, Räthe, die nun ihre Arbeiten an drei Orten zu 
erledigen hätten. Den Bau des Gewerbemuſeums empfehle er der Fürſorge 
der Regierung. — Der Titel ſelbſt wird bewilligt. 

Zur Ausführung der Strandordnung ſind in Tit. 82 30,000 Mark ge⸗ 
ordert. Abg. Schmidt (Stettin) glaubt aus dem Fehlen jeder Gehalts⸗ 
orderung für die Strandungsbeamten den Schluß ziehen zu ſollen, daß die 

usführung des Geſetzes ſich noch weit im Rückſtande befinde. Der Hau: 
dels minister erwidert, daß die Organiſation der Strandungsbehörden be⸗ 
reits ſtattgefunden habe. Sie ſei allerdings erſt eine proviſoriſche, deren 
Wirkungen man erproben müſſe, ehe man mit den Gehältern der Beamten 
auf dem Etat hervortreten könne. 


Der Titel wird bewilligt, womit das Extraordinarium des Etats für 
Handel, Gewerbe und Bauweſen erledigt ift. 

Es folgt die Berathung des Etats der Berg⸗, Hütten⸗ und 
Salinen⸗Verwaltung, zu deren Einnahmen der Abg. Hammacher 
bemerkt: Dieſer Etat hat bisher bei Weitem mehr die Aufmerkſamkeit des 
Finanzminiſters als der Landesvertretung erregt, ich will heute keine ein⸗ 
ee Prüfung als fonft anregen, muß aber doch hervorheben, daß die 

eberſchüſſe dieſes Etats in den beiden letzten Jahren ungefähr den ger 
ſammten Einnahmen aus der Klaſſen⸗ und klaſſificirten Einkommenſteuer, 
oder aus der Grund⸗ und Gebäudeſteuer gleichkommen. Die Ergebniſſe 
dieſer Verwaltung haben weſentlich zur Beſtreitung der außerordentlichen 
Ausgaben beigetragen, es wäre aber eine in Rug darauf zu rechnen, 
daß gleiche Einnahmen für die nächſten Jahre in Ausſicht ſtehen. Der wich⸗ 
tigſte Zweig dieſer Verwaltung iſt der Steinkohlenbergbau. Er repräſentirt 
etwa den fünften Theil des geſammten Steinkohlenbergbaues. Jeder Pfennig 
Mehr⸗ oder Mindereinnahme pro Centner Steinkohlen macht aber für die 
Einnahmen der Staatskaſſe die Summe von 400,000 Thlr. aus. Nun ſind 
die Preiſe für Steinkoplen in den letzten 3 Jahren um mebr als das Dop⸗ 
pelte geſtiegen. Bereits in der zweiten Hälfte des vorigen Jabres iſt aber 
ein bedeutender Preis⸗Rückgang eingetreten, der in ſeinem Fortgange die 
Realiſirung des hier vorgelegten Etats zur Unmöglichkeit machen muß. Dass 
ſelbe trifft aber auch zu bei der Einnahme, die unter dem Titel der Abgaben 
von den Producten der Privatbergwerke erhoben wird. Dieſe haben in den 
beiden letzten Jahren die hohe Summe von 1,700,000 Thlr. erreicht. Es iſt 
aber keine Ausſicht vorhanden, daß ſich dieſe Einnahme wiederholen wird. 

ch glaube ſogar, vorausſagen zu können, daß das geſammte Intereſſe des 

taates in nicht zu ferner Zeit rechtliche Forderungen des Privatbergbanes 
hervorrufen wird, die auf eine Reform unſeres geſammten Bergwerks⸗Ab⸗ 
gabenweſens hinzielen. Wir können uns einer ſolchen Erkenntniß um ſo 
weniger verſchließen, als ſie der Wiederhall des allgemeinen Urtheils im 
ganzen Lande iſt, ſoweit es ſich für den Bergbau intereſſirt. 

Reg.⸗Commiſſar Ober⸗Berghauptmann Krug von Nidda: Die Regie⸗ 
rung verſchließt ſich der Beſorgniß nicht, daß herabgehende Conjuncturen bei 
dieſem Etat Mindereinnahmen ice Nite fe Die Verminderung der Selbſt⸗ 
koſten wird jedoch das weſentlichſte Mittel ſein, den Ausfall zu decken. Unter 
ſolchen Verhältniſſen iſt ein bedeutender Ausfall kaum zu Ben Die 
eiwaige Verminderung der Revenuen läßt ſich jetzt noch nicht überſehen, wird 
aber jedenfalls keine Unbequemlichkeit für die allgemeine Finanzverwaltung 
zur n 

ie Titel 1—6 werden bewilligt. 

Tit. 7 enthält die Einnahmen aus dem Badebetriebe. Abg. Frentzel iſt 
war nicht ganz ſicher, ob der Handelsminiſter für die Verwaltung des See⸗ 
ades Kranz bei Königsberg verantwortlich iſt, will jedoch nicht unterlaſſen, 

die antediluvianiſchen Zuſtände dieſes Bades zur Sprache zu bringen, um 

1 tegierung darauf hinzulenken. Ober⸗Berghauptmann 

Krug von Nidda erwiedert, daß die Verwaltung von Kranz feinem Reſſort⸗ 

eu nicht unterſtehe, und Abg. Graf Wintzingerode iſt der Meinung, 

daß die Beſchwerde bei der Berathung des Domänenetats hätte angebracht 

Pr: rufen, Die einzelnen Titel der Einnahmen werden hiernach anſtands⸗ 
ewillig \ 

Zu dem Ausgabeetat liegt von den Abgg. Berger, Hammacher und 
Genoſſen der Antrag vor: in den Etat pro 1876 und folgende die Einnahmen 
und Ausgaben für den dem Staate und der Stadt Berlin gemeinſchaftlich 
gehörigen Kalkſteinbruch zu Rüdersdorf getrennt von den übrigen dem Staate 


gehörigen Bergwerken ꝛc. einzuſtellen. 


Abg. Ham macher motivirt den Antrag mit Hinweis darauf, daß bei den 
Kaltgruben in Rüdersdorf ein Condominat des Staates und der Stadt Berlin 
vorliege, indem erſterer mit %, letztere mit „ bei den Einnahmen participire. 
Bei der bisher beliebten Aufitellung erbelle nicht, welchen Betrag der Staat 
7 an die Stadt herauszuzahlen habe. — Der Antrag wird jedoch auf 

ie regierungsſeitig gemachte Zuſage, in Zukunft u 1 5 zu verfahren, 
zurückgezogen. Dem Vorſchlage zur Theilung des Tit. 11 in zwei, in deren 


letzterem der an Berlin herauszuzahlende Antheil auf 70,000 Mark fixirt wird, 
tritt das Haus bei. 5 Se 

um Kapitel 16 „Hüttenwerke“ liegt ein Antrag der Commiſſarien des 
Hauſes vor, dem nächſten Etat eine Zuſammenſtellung anzufügen, woraus 
die zum Betriebe der einzelnen Staatshüttenwerke erforderlichen Betriebs⸗ 


fonds erſichtlich. Derſelbe wird von den e Berger und Schröder] Sch 


(Lippſtadt) befürwortet und mit großer Mehrheit genehmigt. 

Bei Kapitel 19 (Oberbergämter) bringt Abg. Schlieper die durch den 
Bergbau verurſachten Bodenſenkungen in den Städten Iſerlohn, Eſſen, Steele 
und Oberhauſen zur Sprache. Beſonders in Iſerlohn iſt der Bergbau uralt 
und von hervorragender Bedeutung. Schon früher waren dort hin und 
wieder kleine Bodenſenkungen vorgekommen, wofür Entſchädigungen an die 
Beſchädigten gezahlt wurden. Als es aber anfing, recht bedenklich in den 
Wohnungen zu kniſtern und zu krachen, ganze Straßen ins Schwanlen ge⸗ 
riethen, ganz Häuſerreihen einſtürzten, lehnten die Intereſſenten jede Ent⸗ 
ſchädigung ab, angeblich, weil die Bodenſenkungen mit dem Bergbau nicht 
in Verbindung ſtanden. Ein gegen die Märkiſch⸗Weſtfäliſche Bergwerksge⸗ 
ſellſchaft, der man die Urſache der Verwüſtungen faſt allgemein zuſchreibt, 
während Redner — weder beſchädigt, noch an jener Geſellſchaft irgendwie 
betheiligt — unparteiiſch dieſe Frage unentschieden laſſen wolle, angeſtrengter 
Proceß hat 17 Jabre gedauert; die katholiſche Kirchengemeinde iſt nach einem 
langen und koſtſpieligen Verfahren mit ihrer Klage abgewieſen worden — 
wer von den meiſt armen Leuten möchte da noch gerichtlich klagbar werden? 
Der Redner entwirft dann ein trauriges, düſteres Bild von dem in jenem 
Stadtviertel herrſchenden Elend und richtet die Frage an den Miniſter, ob 
die königliche Regierung von dem geſchilderten Nothſtande genau Kunde habe 
und ob und epent. was zu thun ſie entſchloſſen ſei, um eine große Anzahl 
treuer Staatsbürger, die ihre Pflichten und Laſten ſtets willig und gerne 
ig in ihrem unverſchuldeten Elende zu helfen. (Allſeitige Zuſtim⸗ 
mung. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Die Regierung hat es nicht unter: 
laſſen, ſich mit den Verhältniſſen in Rade eingehend zu beſchäftigen. Nun 
iſt bereits vom Vorrebner hervorgehoben worden, daß die Proceſſe zu Un⸗ 
gunſten der Beſchädigten entſchieden worden ſind. Insbeſondere trifft dies 
bei einer Entſchädigungsklage der katholiſchen Gemeinde zu. Da es nicht 
für erwieſen erachtet worden iſt, daß der Bergbau die Schuld an den Be⸗ 
ſchädigungen trägt, ſo konnte auch nicht davon die Rede ſein, denſelben poli⸗ 
zeilich zu inhibiren. Unter der Stadt Iſerlohn wird übrigens zur Zeit lein 
Bergbau getrieben, es befinden ſich daſelbſt nur alte Baue, die nicht benutzt 
werden. Man darf nicht vergeſſen, daß die genannten Städte, insbeſondere 
Eſſen, dem Bergbau ihre Blüthe verdanken. Das Wohnen in ſolchen Ge⸗ 
genden iſt naturgemäß etwas unſicher, in England beiſpielsweiſe noch in 
viel höherem Grade, ohne daß man polizeilich gegen den Bergbau einzu⸗ 
ſchreiten gedenkt. 

Die einzelnen Titel der dauernden Ausgaben werden ſämmtlich bewilligt, 
worauf das Haus ſich um 4 Uhr vertagt. Um den nächſten Tag den Com⸗ 
miſſionsberathungen zu reſerviren, wird die Plenarſitzung erſt Abend 7 Uhr 
ftattfinven. (3. Leſung des Geſetzes betreffeud die Abtretung der Bank, Fort: 
ſetzun g der Etatsberathung.) 


f [Der vom Cultus miniſter heute vorgelegte Geſetzentwurfl 
autet: 

$ 1. In den Erzdiöceſen Köln, Gneſen und Poſen, den Diöcefen Kulm, 
Ermland, Breslau, Hildesheim, Osnabrück, Paderborn, Münſter, Trier, 
Fulda, den Delegaturbezirken dieſer Dideeſen, ſowie in den preußiſchen An⸗ 
teilen der Erzdidceſen Prag, Olmütz, Freiburg und der Diöcefe Mainz wer: 
den vom Tage der Verkündigung dieſes Geſetzes ab ſämmtliche, für die Bis⸗ 
thümer, die zu denſelben gehörigen Inſtitute und die Geiſtlichen beſtimmten 
Leiſtungen aus Staatsmitteln eingeſtellt. — Ausgenommen von dieſer Map: 
regel bleiben die Leiſtungen, welche für Anſtaltsgeiſtliche beſtimmt ſind. — 
81 den Staatsmitteln gehören auch die unter dauernder Verwaltung des 
Staats ſtehenden beſonderen e 

§ 2. Die eingeſtellten Leiſtungen werden für den Umfang des Sprengels 
wieder aufgenommen, ſobald der jetzt im Amt befindliche Biſchof oder Bis⸗ 
thumsverweſer der Staatsregierung gegenüber durch ſchriftliche Erklärung 
ſich verpflichtet, die Staatsgeſetze zu befolgen. E 

$ 3. In den Erzdiöceſen Gneſen und Poſen, ſowie in der Diöceſe Pa⸗ 
derborn erfolgt die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen für den Um⸗ 
iang des Sprengels, ſobald die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder 
die Einſetzung eines neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weiſe ſtattgebabt hat. 

8 4. Tritt die pen eines zur Zeit beſetzten biſchöflichen Stuhles 
ein, oder ſcheidet der jetzige Bisthumsverweſer der Diöceſe Suse aus feinem 
Amte aus, bevor eine Wiederaufnahme der Leiſtungen auf Grund des § 2 
erfolgt iſt, jo dauert die Einſtellung deſſelben für den Umfang des Sprengels 
fort, bis die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder die Einſetzung eines 
neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weiſe ſtattgehabt hat. 

5. Wenn für den Umfang eines Sprengels die Leiſtungen aus Staats⸗ 
mitteln wieder aufgenommen ſind, einzelne Empfangsberechtigte aber, der 
vom Biſchof oder Bisthumsverweſer übernommenen Verpflichtung ungeachtet, 
den Gefetzen des Staates den Gehorſam verweigern, ſo iſt die Staats⸗Re⸗ 
gierung ermächtigt, die für dieſe Empfangsberechtigten beſtimmten Leiſtungen 
wieder einzuſtellen. 

8 6. Die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen an einzelne Em: 
pfangsberechtigte 0 außer den Fällen der SS 2 bis 4, wenn der Em⸗ 
pfangsberechtigte der Staatsregierung gegenüber in der im § 2 bezeichneten 
Weiſe ſich verpflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. — Außerdem iſt 
die Staats⸗-Regierung ermächtigt, die Leiſtungen einzelnen Empfangsberechtig⸗ 
ten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn ſie durch 5 die Abſicht 
an den Tag legen, die Geſetze des Staates zu befolgen. erweigern die · 
ſelben demnächſt den Geſetzen des Staates den Gehorſam, ſo ſind die Lei⸗ 
ſtungen aus Staatsmitteln wieder einzuſtellen. ; l 

7. Die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen erfolgt in allen 

ällen vom erſten Tage desjenigen Vierteljahres an, in welchem die geſetzliche 
orausſetzung der Wiederaufnahme eingetreten iſt. 

88. Ueber die Verwendung der während der Einſtellung der Leiſtungen 
aufgeſammelten Beträge bleibt, ſoweit dieſelben nicht nach der rechtlichen 
Natur ihres Urſprungs zu Gunſten der allgemeinen Staatsfonds als erſpart 
zu verrechnen find oder anderweit verwendbar werden, geſetzliche Beſtimmung 
vorbehalten. Der Miniſter der geistlichen Angelegenheiten iſt im Falle einer 
commiſſariſchen Verwaltung des biſchöflichen Vermögens auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. Mai 1874 befugt, die Fortgewährung der zur Ausſtattung 
der Bisthümer beſtimmten Leiſtungen inſoweit zu verfügen, als dies für 
Zwecke der commiſſariſchen Verwaltung und zur Beſtreitung der Koſten der⸗ 
ſelben erforderlich iſt. 

9. Die executiviſche Beitreibung im Verwaltungswege findet in Be⸗ 
treff der Abgaben und Leiſtungen an die Bisthümer, die zu demſelben ge: 
hörigen Inſtitute und die Geiſtlichen, für den geſammten Umfang eines 
Sprengels ſo lange nicht ſtatt, als für denſelben die Einſtellung der Leiſtun⸗ 
gen aus Staatsmitteln dauert. 4 H ö 

$ 10. Sind die Leiſtungen aus Giaatsmitteln an einen Empfangsbe⸗ 
rechtigten auf Grund des $ 6 wieder aufgenommen, jo iſt in Betreff der an 
ihn zu entrichtenden Abgaben und Leiſtungen die Verwaltungs⸗Execution 
wieder zu gewähren. — Ein gleiches gilt in Betreff der Abgaben und Lei⸗ 
ſtungen für diejenigen Geiſtlichen, welche keine Leiſtungen aus Staatsmitteln 
m beziehen haben, wenn ſich dieſelben durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 

illensäußerung ($ 6, Abſatz 1 und 2) verpflichten, die Geſetze des Staates 
zu befolgen, ſo lange ſie dieſer Verpflichtung nachkommen. 

5 11. Wer in den Fällen der §§ 2 und 6 die ſchriftlich erklärte Ver⸗ 
pflichtung widerruft, oder der durch dieſelbe übernommenen Verpflichtung 
rien die auf fein Amt oder feine Amtsverrichtungen bezüglichen Vor⸗ 
chriften der Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinſicht von der Obrigkeit inner⸗ 
halb ihrer geſetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen verletzt, iſt durch 
gerichtliches Urtheil aus ſeinem Amte Am entlaſſen. \ 9 

12. Die Entlaſſung aus dem Amte bat die rechtliche ii zur 
Ausübung des Amtes, den Verluſt des Amtseinkommens und die Erledigung 
der Stelle zur Joie Außerdem tritt die Einſtellung der Leiſtungen aus 
Staatsmitteln, ſowie der Verwaltungsexecution in dem früheren Umfange 
wieder ein. — Der Miniſter der geiſlichen Angelegenheiten iſt ermächtigt, 
ſchon nach erfolgter Einleitung des Verfahrens die Einſtellung der Leiſtun⸗ 
gen zu verfügen. — Endet das Verfahren mit Freiſprechung, ſo ſind die 
in Folge Verfügung einbehaltenen Beträge mad ablen. EN 

13. Zuſtändig zur Verhandlung und Entſcheidung iſt der königliche 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten (Geſetzſammlung Seite 198). 

§ 14. Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Gemäßheit des 
$ 11 dieſes Geſetzes aus feinem Amte entlaſſen worden iſt, wird mit Geld⸗ 
buße bis zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zu 3000 Mark, beſtraft. 

§ 15. Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Berlin, 4. März. (Amtliches.) Se. Majeſtät der König bat dem 
Oberſten z. D. Hude, bisher Commandeur des Weſtfäliſchen Fuß⸗Artillerie⸗ 
Regiments Nr. 7, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
den Decanen Otto zu Igſtadt im Landkreiſe Wiesbaden und Men cke ge 
Marienberg im Oberweſterwaldkreiſe den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe: 


dem Oberſt⸗ieulenant a. D. v. Falken⸗ ade ki, bisher Bezirks⸗Com⸗ 


mandeur des 2. Bataillons (Saarlouis) 4. Rheiniſchen Landwehr⸗ 
Nr. 30, den Königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe; dem Straf⸗Anſtalts⸗ 
Hausvater Wurm zu Inſterburg das Kreuz der Inhaber des Königlichen 
Haus⸗Ordens von Hohenzollern; dem vormaligen Gerichtsſcholzen Gottlieb 
ulze zu Culm im Kreiſe Sorau das Allgemeine Ehrenzeichen; ſowie 
dem Piemier⸗Lieutenant Sch auer im 4. Pommerſchen Infanterie⸗Regiment 
Nr. 21 die Rettungs⸗Medaille am Bande verliehen. . 

Bekanntmachung.) Mehrere Zeitungen haben die Mittheilung ge⸗ 
bracht, daß der Präſident des Bundesraths (oder ſder Präſident des Reichs⸗ 
kanzler⸗Amtes) durch die Bundes⸗Regierungen ermächtigt worden ſei, von 
jetzt ab Realſchülern, welche das Zeugniß der Reife beſitzen, die Berechtigung 
zum Studium der Mediein, zur Meldung für alle mediciniſchen Prüfungen 
und zur demnächſtigen Niederlaſſung in allen Staaten des Deutſchen Reiches 
zu ertheilen. Das Reichskanzler⸗Amt macht hierdurch bekannt, daß dieſe 
Angabe jeder thatſächlichen Begründung entbehrt. Berlin, den 3. März 1875. 
Das Reichskanzler⸗Amt. Eck. 3 
Der al Wiegener, der Vice⸗Conſul Dr. Göhring und der Re⸗ 
gierungs⸗Aſſeſſor v. Frantzius ſind zu ſtändigen Hilfsarbeitern im Aus⸗ 
wärtigen Amte ernannt worden. , 

Se. Majfeſtät der König hat den Regierungs⸗Aſſeſſor Cajus Wilhelm 
Georg von Rumohr zu Töningen zum Landrathe ernannt. 

Dem ee Peter Peterſen (in Firma: A. Chr. 
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Peterſen & Co.) in Flensburg iſt unter dem 28. Februar d. J. ein Patent 
auf eine Schneidemaſchine für Stiefelabſätze auf drei Jahre ertheilt worden, 
Berlin, 4. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
empfingen heute um 10% Uhr Allerhoͤchſtihren General à la suite, 
General⸗Lieutenant à la suite der Armee, Friedrich Wilhelm Prinzen 
zu Hohenlohe⸗Ingelfingen, welcher zu den Sitzungen des Herrenhauſes 
hierſelbſt eingetroffen iſt, nahmen um 11 Uhr militäriſche Meldungen 
im Beiſein des Commandanten General⸗Major von Neumann ent⸗ 
gegen und horten dann die Vorträge des Kriegsminiſters von Kameke 
und des Chefs des Militärkabinets General⸗Majors von Albedyll. 
[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! war geſtern. in der 
liturgiſchen Abendandacht im Dom anweſend. Heute findet im König⸗ 
lichen Palais eine muſtkaliſ che Abend⸗Unterhaltung ſtatt, bei welcher 
Herr und Frau Padilla und Fräulein Janotha mitwirken. Vor acht 
Tagen war die Sängerin Fräulein Bußler und der Violoncelliſt Coß⸗ 
mann mit den italieniſchen Künſtlern an dem Coneerte betheiligt. 
[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
begleitete geſtern Morgen um 8 Uhr die Prinzeſſin Marie von Sachſen⸗ 
Meiningen bei Ihrer Abreiſe nach dem Anhaltiſchen Bahnhof. Um 
7 Uhr Abends begaben Sich die Hoͤchſten Herrſchaften nach dem 
National⸗Theater. Vorher empfing Se. Kaiſerliche Hoheit den Bot⸗ 
ſchafter des Deutſchen Reichs am Hofe zu St. Petersburg, Prinzen 
Heinrich VII. Reuß, ſowie den Vorſitzenden des Congreſſes deutſcher 
Landwirthe Herrn von Rath. (Reichsanz.) 


O Berlin, 4. März. [Das neue kirchenpolitiſche Geſetz. 
Caplan Schneiders in Trier.] Schon ſeit einiger Zeit war mit 
Rückſicht auf die fortgeſetzt ſtaatsfeindliche Haltung der katholiſchen 
Biſchöfe und ihres Clerus die Staatsregierung in ernſte Erörterung 
der Frage eingetreten, ob es nicht unumgänglich geboten ſei, fortan die 
Zahlungen aus Staatsfonds für die Zwecke der katholiſchen Kirche ein⸗ 
zuſtellen, inſoweit die Geiſtlichen ſich nicht verpflichteten, dem Staats⸗ 
geſetze in jeder Beziehung Gehorſam zu leiſten. Eine ſolche Noth⸗ 
wendigkeit iſt durch die neueſte Bulle des Papſtes noch klarer zu Tage 
getreten und hat die Beſchlüſſe der Staatsregierung naturgemäß be⸗ 
ſchleunigen müſſen. Die bisherige Verpflichtung des Staats beruhte 
bekanntlich auf der Bulle de Salute animarum vom 16. Juli 1821, 
deren Beſtimmungen Friedrich Wilhelm III. ſeine Zuſtimmung und 
durch Veröffentlichung in der Geſetzſammlung ſtaatsrechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit gegeben hat, aber ausdrücklich „vermöge Meiner Maſeſtäts⸗ 
rechte und dieſen Rechten, ſowie auch allen Meinen Unterthanen evan“ 
geliſcher Religion und der evangeliſchen Kirche des Staates unbeſcha⸗ 
det.“ Das Verhältniß beruht alſo augenſcheinlich auf dem Grundſaße, 
daß die katholiſche Kirche, ſoweit ſie von dem preußiſchen Staate 
Nutzungen und Leiſtungen bezieht, darauf nur Anſpruch machen darf, 
wenn ſie die Majeſtät des preußiſchen Staates und ſeine Geſetze achtet. 
Durch das Verhalten des preußiſchen Epiſcopats und der Geiſtlichkeit 
aber finden ſich gegenwärtig jene Majeſtätsrechte auf das Schwerſte 
verletzt und der Staat iſt daher berechtigt und verpflichtet, bis dahin, 
wo die katholiſche Geiſtlichkeit zum Gehorſam gegen die Geſetze zurück⸗ 
kehrt, alle die Mittel zu entziehen, die er zu ihrer Exiſtenz beigetragen 
hat. Die Vorlage iſt demzufolge dahin gerichtet, daß in ſämmtlichen 
preußiſchen Diöceſen alle Leiſtungen aus Staatsmitteln für die katholiſchen 
Kirchenzwecke zunächſt eingeſtellt werden. Dagegen ſollen die Leiſtungen für 
den Umfang jeder Diöceſe wieder aufgenommen werden, wenn die Biſchöfe 
reſp. die Biſchofsberweſer der Staatsregierung gegenüber ſich ver⸗ 
pflichten, die Geſetze des Staates zu befolgen. Auch ſoll die Wieder⸗ 
aufnahme der Leiſtungen gegenüber einzelnen Empfangsberechtigten 


| 


eintreten, wenn der Betreffende der Staatsregierung gegenüber ſich 


durch eine ſchriftliche Erklärung verpflichtet, die Staatsgeſetze zu halten. 
— Die von ultramontaner Seite zu Trier erhobene Beſchwerde in 
Betreff des Verhaltens der Polizei bei der Verhaftung des Caplans 
Schneiders in der Laurentiuskirche iſt vom Miniſter des Innern nach 
eingehender Prüfung zurückgewieſen worden. Es iſt anerkannt, daß 
die Polizeibeamten nur ihre Pflicht erfüllt und ſich dem ihnen ent⸗ 
gegentretenden Widerſtand gegenüber durchaus maßvoll benommen 
haben. Die Nothwendigkeit, unmittelbar nach beendigtem Gottesdienſt 
und in der Kirche ſelbſt zur Verhaftung des Caplans zu ſchreiten, iſt 
lediglich durch das Verhalten des renitentem Geiſtlichen herbeigeführt, 
welcher ſich nicht geſcheut hatte, die Kirche zum Schauplatze offenen 
Widerſtandes gegen die Geſetze des Staates und die geſetzlichen An⸗ 
ordnungen der Obrigkeit zu machen. — Auch die Schwurgerichts⸗ 
Verhandlungen, welche mit der Verurtheilung von 3 betheiligten Per⸗ 
ſonen geendigt, haben Beſchwerden gegen die Polizei⸗Beamten nicht 
ergeben. 
[Der Schluß des telegraph. gemeldeten Artikels der 
„Nordd. A. 3.) lautet wie folgt: 5 N 
„Die erſtaunliche Anmaßung der römiſchen Curie, Landesgeſetze, die ihr 
nicht conveniren, für nichtig zu erklären und den katholiſchen Unterthanen 
Sr. Majeftät, gegenüber den vom König publicirten Rechtsnormen, den Uns 
gehorſam ins Gewiſſen zu ftellen, weiſt auf geſetzgeberiſche Alte hin, vurch 
welche verhindert würde, daß preußiſche Staatsbürger als Volksvertreter oder 
Beamte in die Geſetzgebung und Verwaltung des Staates eingreifen, die den 
Befehlen einer auswärtigen Autorität als für fie maßgebend auch dann ge 
Wen wenn dieſelbe ſich erfühnt, Recht und Geſetz der Monarchie außer 
t zu n. - 
raf uc in England lenken die Gedanken der Staatsmänner, welche neben 
ihrer Königin eine öffentliche Gewalt des römiſchen Pontifer als concurri⸗ 
renden Souberain ſich erheben ſehen, auf die Heritellung ber alten Eide hin. 
„Wir laſſen dahingestellt, inwieweit die obige Beträchtung in den kom⸗ 
menden Ereigniſſen Widerlegung oder Beſtätigung finden werde. Aber das 
Gefühl wird unſern Leſern nicht fremd geblieben fein, daß der Staat nicht 
unbemikteit 1 wehrlos dem Andrang ſeiner unverſöhnlichen Widerſacher 
reisgegeben iſt. N . 
f 15 lic, auch wenn unſre Wünſche vollſtändig, wie wir fie anzudeuten 
verſucht baben, in Erfüllung gehen ſollten, geben wir uns nicht der trügeri⸗ 
ſchen Hoffnung bin, als würde dann den llebelſtänden, unter denen unſer 
öffentliches Leben iu leiden bat, in erſchöpfender Weiſe abgeholfen fein. 
„Die Heilung iſt nur von Innen heraus zu erwarten, von fortſchreitender 
Schulbildung und Erziehung der Bevölkerung in denjenigen Landestheilen, 
wo fie bis zur Stunde abſichtlich zurückgebalten worden iſt, damit nicht ein 
zur Mündigkeit entwickeltes Volt ſich der Leitung feiner, bisberigen Oberen 
entwachſen fühle. Aber die Zeit wird kommen, wo bei den Deutſchen die 
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Einſicht Gemeingut ift, daß kein Staat durch auswärtige Prieſter regiert 
Wa je Pbaſe des g 

„Grit dann wird dieſe Phaſe des Jahrhunderte alten Kampfes zwiſchen 
Königtbum und Fi hi ihren Abſchluß finden. Aber le iſt 
vorherzuſehen. Mit Recht heißt der obwaltende Krieg des Staates gegen 
Rom der „Culturkampf“. Das Königtum verträgt Volksbildung: das 
Prieſterthum geht daran zu Grunde“. 


Rendsburg, 2. März. [Gegen den hieſig een Stadtrath 
Wille! war von der Schleswiger Regierung eine Disciplinar⸗ 
Unterſuchung eingeleitet, weil er das Programm der Landespartei 
unterſchrieben hatte. In letzter Inſtanz iſt nun Hr. Wille freige⸗ 
ſprochen worden, ein Ausgang der leidigen Angelegenheit, den man 
im Intereſſe einer Verſöhnung aller der neuen Entwickelung der 
Dinge noch grollend gegenüberſtehenden Elemente nur freudig be⸗ 
grüßen kann. 

Koblenz, 2. März. [Die hieſige „Volkszeitung “] meldet, 
gegen ihren verantwortlichen Redacteur ſei wegen der Veröffent⸗ 
e jüngſten päpſtlichen Encyellea gerichtliche Unterſuchung 

Dresden, 4. März. [Die hier tagende Generalverſam⸗ 
lung des Vereins deutscher Lebensverſicherungs = Gefellihaften? in 
welcher von 23 dem Verein angehörige Geſellſchaften 19 vertreten 
waren, hat außer einigen Abänderungen des gemeinſamen Kriegsver⸗ 
ſicherungs vertrages die Faſſung übereinſtimmender Policebedingungen 
ſowie der Antrags: und Atteſtformulare feſtgeſtellt. 

Darmſtadt, 2. März. [Die renitenten Paſtoren.] Die 
„Heſſ. Volks⸗Bl.“ ſchreiben: „Bekanntlich hatte in unſerem Lande eine 
größere Anzahl lutheriſcher Geiftliher gegen die neue Verfaſſung 
der evangeliſchen Landeskirche feiner Zeit Proteſt erhoben und Miene 
gemacht, ſich der Durchführung derſelben zu widerſetzen. Gegenüber 
der Energie, welche das Ober⸗Conſiſtorium indeß an den Tag legte, 
ſchmolz die Schaar der offen Farbe bekennenden Gegner immer mehr 
zuſammen, und als es zur Wahl der Gemeinde⸗Vertretungen kam, 
betrug die Zahl der „Renitenten“ nur noch 15, von welchen indeß 
bereits wieder drei, bezw. vier, einen anderen Wirkungkreis ge⸗ 
funden haben und aus der Landeskirche ausgetreten ſind. (Pfarrer 

Üller in Fürſtenau, Pfarrer Ebel, früher in Steinfurt, dermalen in 
Schleſten, ſowie Pfarrer Meyer, früher in Güttersbach, bezw. Michel⸗ 

adt. Pfarrverwalter Luclus in Uſenborn wurde einfach von der Lifte 
der Candidaten für das geistliche Amt geſtrichen.) Die übrigen „reni⸗ 
tenten Pfarrer, ſämmtlich auf ſtandesherrlichen Patronatsſtellen, find 
dermalen vom Dienſt und Gehalt ſuſpendirt und werden vorausſicht⸗ 
lich, ſobald der Synodal⸗Ausſchuß gebildet fein. wird, was in wenigen 
Wochen der Fall ſein dürfte, den Beſtimmungen der neuen Kirchen⸗ 
Verfaſſung gemäß abgeſetzt werden.“ 5 

München, 2. März. [Eine Aeußerung König Ludwig's.] 
Die „Neue Freie Preſſe“ läßt ſich von hier ſchreiben: „Der Nuntius 
Bianchi in München ſoll ſich neulich über die Demonſtration der baieriſchen 
Stabs⸗Officiere, welche wie auf Commando alleſammt von feinem Empfange 
fortblieben, fo energiſch bei der convertirten Königin⸗Mutter von Baiern 
beſchwert haben, daß die Letztere nicht umhin konnte, die Klage des 
päpftlichen Dignitars ihrem Sohne dem König Ludwig mitzutheilen. 
Zugleich wurde dem jungen Monarchen damit gedroht, daß Monſig⸗ 
nore Bianchi über dieſe Beleidigung nach Nom berichten werde. Da 
ſoll aber König Ludwig, der „Linzer Tagespoſt“ zufolge, ſehr ruhig 
entgegnet haben: „Das habe ich von meinen Offizieren nicht anders 
erwartet, und ich bin überzeugt, daß wie fie auch jeder meiner braven 
Soldaten gehandelt haben würde.“ Ob wohl die Schwarzen am 
Iſarſtrande, diefen königlichen Wink ad notam nehmen werden? 
Karlsruhe, 2. März. [In Ausſicht ſtehender Antrag.] 
Wie verlautet, ſo ſchreibt man dem „Fr. J.“, werden bei der nächſten 

andtagsſeſſion hervorragende Kammermitglieder die Regierung auffor⸗ 
ern, wegen des fortgeſetzten negativen Verhaltens des Domcapitels 
zu Freiburg in Betreff der Wiederbeſetzung des erzbiſchöſichen Stuhls 
den badischen Theil des Erzbisthums dem altkathollſchen Biſchof 
Dr. Reinkens mit dem Sitz in Bruchſal zu übertragen. 

Metz, 2. März. [Der Herausgeber der „Metzer 319. 
Lang, Üt dieſer Tage vom hieſigen Zuchtpolizeigerichte zu einer Geld⸗ 
ſtrafe von 20 Thlrn. verurtheilt wegen des im Juli v. J. erfolgten 
Abdrucks eines Artikels aus dem inzwiſchen eingegangenen „Niederrhein. 
Curier“ über das Verfahren bei dem früheren hieſigen Handels⸗ 
gerichte. 

Sſch we iz. 

. Zürich, 1. März. [Die Bundesgeſetze über die Stimm⸗ 
berechtigung und über Civilſtand und Ehe. — Militär: 
ſchulen. — Eiſenbahnfrachtverkehr. — Zur Unterſtützung 
Schiffbrüchiger. — Zur Luzerner Verfaſſung. — Aus 
Kirche und Schule. — Siegriſt .] Die Befürchtung, daß die 

undesgeſetze über die Stimmberechtigung und über Civilſtand 


und Ehe nicht jo glatt und unangefochten durchgehen würden, ſcheint 


zu erfüllen. Sie ſind den Conſervativen und Ultramontanen viel 

zu liberal. Es mag alſo wohl zu der höͤchſt koſtſpieligen und ſchwer⸗ 
filigen Volksabſtimmung kommen. Der jetzt ultramontan angelaufene 
anton Teſſin wird zu den 7% katholiſchen Kantonen noch eine Stimme 
inzufügen; 8 Kantone find blos erforderlich, um die Volksabſtimmung 
verlangen. Zum Ueberfluß treten nun 12 Conſeroative der vier 
Bopen Schweizerſtädte mit einem Aufruf zur Stimmenſammlung ber: 
Her 30,000 Bürger können die Volksabſtimmung begehren. Die 12 
ren finden im Stimmrecht der Aufenthalter eine Gefahr für das 
emeinde⸗ und Staatsleben und im Ehegeſetz eine Ueberſchreitung der 
die desbefugniſſe Die Kantoͤnli⸗Souveränetät iſt in Gefahr! — Da 


5 in dleſem Jahre etwa 100 Militärfhulen aller Waffen abge: 
9 — Ueber das internationale Recht des Eiſenbahnfracht⸗ 
SEHE läßt der Bundesrath einen Entwurf ausarbeiten, um ihn 


den a 
Sta atsma tigen Regierungen vorzulegen. — Die franzöſiſchen 


chen Schaden fangen an zu begreifen, daß ihr Land ohne empfind⸗ 


1 an Wohlſtand und Ehre ſich von dem großen inter⸗ 
dee Rachel ng nicht ausſchließen kann; es iſt in dieſem Sinne 
Fr 0 100 nach Bern gelangt. In Folge des Beitritts würde 
A nkreich h i 9 1 ſeine innere Poſtreform vollziehen und die hohen 
den, ſowie i A N Gramm⸗Gewicht abthun. — In Zürich hat ſich 
eee l eulſchen Geſelſchaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
von et und ſtellt ſchöne Beiträge zur Verfügung. Die Geſetzgeber 
feſt Zürich, Glarus und Außerrhoden haben das Begräbnißweſen con⸗ 
ae ba IN — Die von Johann Ballhorn 

uzerne un 13,108 e 
angenommen 5 von 5022 bee d bet Siu Eule 


v 
w 
auf el 0 4s, Verwerſende und 696 Annehmende; das Landoolf bat 


Geheiß ſeiner geiſtlichen Treib ba. 

vo geiſtlichen er wieder geflegt. Der Landrath 
neo es doch nothwendig gefunden, das tief danieder liegende 
er ber etwas zu heben. Man muß aber abwarten, ob das ſou⸗ 
Sei Volk nicht vielleicht findet, daß es nun allzu klug werde. Die 
run chkeit wird ihm das ſchon klar machen. — Die beiden Regie⸗ 


kathenn von Unterwalden haben beſchloſſen, im Verein mit andern 


iſchen Kantonsregi 
. gierungen die Regierungen von Bern und Genf 
fe undreidgenöſſiſch um rückſichtsvollere Behandlung der katholiſchen Be⸗ 


Schweizer auch und erſt recht ein „Volk in Waffen“ ſind, ſo wer⸗ 5 


verworfen worden; in der Stadt Luzern 


völterung und um Herſtellung von Frieden und Eintracht zu erſuchen. 


Sie begreifen nicht, daß dieſe liberalen Regierungen ſich im Zuſtand 
der Nothwehr befinden, übrigens nicht gegen die Bevölkerung, ſondern 
gegen die rebelliſchen Pfaffen Krieg führen, weil dieſe allein Frieden 
und Eintracht ſtören. — Die Berner haben geſtern auch große Ab⸗ 
ſtimmung gehabt und ſich brav gehalten; das vierjährige Budget und 
die Eiſenbahnſubventionen find mit 37—38,000 gegen 23—24,000 
Stimmen angenommen worden. — Die Neukatholiken in Bern haben 
ſich als eigene religiöſe Genoſſenſchaft conſtituirt und erheben 
Proceß über das Eigenthumsrecht an der katholiſchen Kirche; da die 
Altkatholiken dieſe beſudeln werden, ſo wird der römiſche Gottesdienſt 
theils im Pfarrhaus, theils im großen Muſeumsſaal ſtattfinden. Pro: 
feſſor Friedrich, der ſich in aufreibender Weiſe zwiſchen Bern und 
München theilen mußte, wird doch der katholiſchen Facultät von Bern 
ſeine Dienſte weiter widmen. Kürzlich hielt er einen Vortrag über 
die Goldquellen der Päpſte und zeichnete dabei eine der Hauptleiden⸗ 
ſchaften und Todſünden der Päpſte, die Habgier, die ſich ihre Be⸗ 
friedigung durch weltliche und geiſtliche Mittel zu verſchaffen weiß. 
Unter den letzteren treten die Heiligſprechungen auf, von denen die 
eines Franziskaner⸗Mönches vor wenigen Jahren 20,000 Fl. koſtete. 
Der balriſche Provinzial des Ordens hielt an feine Brüder einen 
Vortrag darüber, den er mit den Worten ſchloß: „Brüder, jeder von 
euch ſei möglichſt fromm, doch werde keiner von euch heilig, denn das 
koſtet zu viel und könnte unſern Orden ruiniren!“ Ja wohl: „Rom 
ſchließt den Himmel nur dem auf, der bezahlen kann“, fo ſagt ſchon 
ein altes deutſches Wort. — Die Einwohnergemeinde Olten wählte 
zum Caplan und Bezirkslehrer einſtimmig den Dr. Bader, altkatho⸗ 
liſchen Pfarrer zu Ried in Oberöſterreich, welcher über feine Gymna⸗ 
ſial⸗ und theologiſchen Studien, ſowie über feine Wirkſamkeit in meh: 
reren Gemeinden ſehr günſtige Zeugniſſe beſitzt. — Der Director der 
Erziehungsanſtalt zu Grenchen bei Solothurn hat den Sohn eines 
Züricher Juden „aus Gewiſſenhaftigkeit und Toleranz“ abgewieſen. 
Curioſe Toleranz, dieſe Intoleranz! Vermuthlich will er gegen ſeine chriſt⸗ 
lichen Schäflein tolerant fein, indem er fie vor jüdiſcher Anſteckung bewahrt. 
— Das neugewählte Comitee der Notre-Dame⸗Kirche in Genf will den 
römiſchen Katholiken die weitere Benutzung überlaſſen und behält den 
Altkatholiken einſtweilen nur das Recht vor, in der Kirche Taufen, 
Trauungen und Begräbniſſe abzuhalten. Die Geſammtheit der katho⸗ 
liſchen Bürger der Stadt Genf wird als Eigenthümerin der Kirche 
anerkannt. Von allen der Kirche angehörigen Mobilien ſoll ein In⸗ 
ventar aufgenommen werden. Der gegenwärtige Rector der Kirche 
hat dem Comitee die Namen aller Prieſter mitzutheilen, welche reli⸗ 
giöſe Aemter in der Kirche bekleiden. Wenn die Aufführung oder die 
Predigten dieſer Geiſtlichen zu Klagen Anlaß geben, behält ſich das 
Comitee die geeigneten Maßregeln vor. Eine ſolche Sclaverei und 
Unterdrückung der Gewiſſensfreiheit können ſich die zartfühlenden 
Römlinge nicht gefallen laſſen; der Rector der Kirche, Dunoyer, hat 
dem Comitee geantwortet, er anerkenne nur den römiſchen Klerus 
als Eigenthümer der Kirche und könne deshalb die gemachten Bor: 
ſchläge nicht annehmen. Dieſem non possumus wird ein kräftiges: 
Ihr müßt, ein Ende machen. — Höchſt ſeltſam iſt, daß die ſiegreichen 
Teſſiner Ultramontanen für die Eröffnung ihres Großen Raths 
vom Bundesrarh die Anweſenheit eidgenöſſiſſcher Commiſſare begehren, 
um einem moglichen Volksaufſtande zu begegnen! Sie haben offen: 
bar ein ſchlechtes Gewiſſen wegen des Lugs und Trugs, mit dem ſie 
das Volk auf ihre Seite gebracht. Aber naiv iſt das Ding doch über 
alle Maßen. — Der in Aarau geſtorbene Oberſt Zimmerli war 
1792 geboren, trat 1810 in das dritte franzöſiſche Schweizerregiment 
als Gemeiner und machte 1812 als Lieutenant den ruſſiſchen Feldzug 
mit, wo er ſich in mehreren Schlachten, auch an der Berezina, aus⸗ 
zeichnete und die Ehrenlegion erlangte. 
niederländiſchen Dienſten, war dann 10 Jahre lang Oberinſtruetor 
der Infanterie im Aargau und von 1835 —50 Militär⸗Inſpector des 
Cantons Bern. Von 1850—71. entwickelte er in militäriſchen und 
bürgerlichen Aemtern ſeines Heimaths-Cantons eine verdienſtvolle 
Thätigkeit. — Zu Ruswyl, Canton Luzern, iſt der Pfarrer, Decan 
und päpſtliche Kämmerer Sigriſt geſtorben. Er war noch ein Zög⸗ 
ling Peſtalozzißs und arbeitete neben ihm als Hülfslehrer an der Er⸗ 
ziehungdanftalt zu Perdon. Sein ganzes Prieſterleben zierten werk⸗ 
thätige Nächſtenliebe, Verſöhnlichkeit und Duldſamkeit; er achtete und 
ehrte jeden Mitmenſchen, ohne Rückſicht auf ſein Glaubensbekenntniß. 
Die alten würdigen Diener des Evangeliums ſterben leider aus und 
wir behalten den ungenießbaren jungen Jeſuitenſchund. 
Spanien. 

Madrid, 24. Febr. [Empfang des deutſchen Botſchafters 
beim Könige.] Geſtern Nachmittag haben die Vertreter Belgiens 
und Deutſchlands dem Könige ihre Beglaubigungsſchreiben überreicht. 
Der deutſche Geſandte, Graf Hatzfeld, richtete an den König folgende 
Anſprache: 1 a 

Sire! Der Kaiſer, mein erhabener Souverain, deſſen Wunſch ſtets die 
Wiederberſtellung der Monarchie in Spanien geweſen iſt, hat mit lebhafter 
Befriedigung den Brief empfangen, durch welchen Ew. Majeſtät geruht haben, 
ihm Ihre Thronbeſteigung anzuzeigen. Die bei dieſem Anlaſſe von Ew. 
Majeſtät kundgegebenen hochherzigen Abſichten, mit den alten und ruhm⸗ 
reichen Traditionen Spaniens die Aufrechthaltung der politiſchen Freiheiten 
der Nation zu vereinigen find von meinem erhabenen Souverain als eine 
werthvolle Bürgſchaft aufgenommen worden, daß Ew. Majeſtät unter Gottes 
Beiltande in dem Unternehmen, Ihrem Vaterlande den Frieden und pie 
Wohlfahrt zu bringen, einen glücklichen Erfolg erzielen werden. 5 { 

nden der Kaiſer mir die ſchmeichelhafte Sendung anvertraute, ihn bei 
Ew. Majeſtät zu vertreten, geruhte er mir aufzutragen, Ihnen die aufrichtige 
Theilnahme auszusprechen, welche er an Ihrem Ruhm und an dem Glücke 
Ihrer Unterthanen nimmt, und nichts zu unterlaſſen, um die Bande der 
reundſchaft, welche ſeit langer Zeit Deutschland und Spanien vereinigen, zu 
erhalten und feſter zu knüpfen. Dieſem Zwecke werde ich alle meine Kräfte 
weihen, und ich würde mich glücklich ſchätzen, wenn Ew. Jun hob geruhen 
wollten, mir dieſe Aufgabe zu erleichtern, indem Sie mir Ihr hohes Wohl: 
wollen und den Beiſtand Fbrer Regierung zuwenden. } 

ch habe die Ehre, Sire, Ew. Majeſtät die Antwort des Kaiſers auf den 
Brief, den Sie geruht haben, an ihn zu richten, ſo wie das kaiſerliche Schrei⸗ 
ben, welches mich bei Ew. Majeſtät in der Eigenſchaft eines außerordent⸗ 
lichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſters des Deutſchen Reiches be⸗ 
glaubigt, einzuhändigen. 

Der König ertheilte auf dieſe Anſprache folgende Antwort: 

Herr Miniſter! Sehr angenehm iſt es mir, durch Ihre Worte die ſchon 
lange von mir gehegte Ueberzeugung beſtätigt zu ſeheu, daß Ihr erhabener 
Souverain mit Befriedigung die Nachricht von meiner Thronbeſtei alt ent⸗ 
gegennehmen und der Aufrichtigkeit meiner Abſichten, unter Gottes Beiſtande 
meinem geliebteo Vaterlande den fo erſehnten Frieden und die Wohlfahrt 
wiederzugeben, Gerechtigkeit widerfahren laſſen würde.! n 

ch erkenne gleichfalls mit lebhaftem Vergnügen die Theilnahme, welche 
Se, kaiſ. Majeſtät mir beweiſt, ſowie den edlen Vorſatz, welcher ihn leitet, 
indem er Ihnen den Auftrag ertheilt, darauf hinzuwirken. daß die ſeit lange 
beſtehenden Freundſchaftsbande zwiſchen Spanjen und Deutſchland erhalten 
und feſter geknüpft werden, eine Abſicht, welche dem von mir gehegten, be⸗ 
ftändigen und aufrichtigen Wunſche fo ſehr entipricht. , 

Ich bitte Sie, St. Kaiſ. Majeſtät dieſe Empfindungen kundzuthun, forte 
auch den Ausdruck der Wünſche, welche ich für ſein Wohlergehen und für die 
Wohlfahrt der großen Nation hege, deren Geſchicke ihm anbertraut find, und 
ſeien Sie verſichert, daß Sie zur leichteren een Ihres ehrenvollen 
Auftrages bei mir und meiner Regierung ſtets die e Je Dot Aufnahme 
und die getreue Mitwirkung finden werden, welche Ihre hervorragenden 
Eigenſchaften und das von Ihrem Souverain in Sie geſetzte Vertrauen ver⸗ 
dienen. 


Von 1815 —25 ſtand er in B 


Wen 


Mit Vergnlgen nehme ich daher die Antwort Sr. Majeftät auf den von 


mir an ihn gerichteten Brief, dowie das Schreiben entgegen, welches Sie an 


meinem Hofe als außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter 


des Deutſchen Reiches beglaubigt. 


—— 2 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 3. März. Schwurgericht: Wiſſentlicher Meineid. 
Wiederum find zwei Perſonen, die unverehelichte Anna Tam bor und die 
verehel. Erneſtine Langer, geb. Wiedner, aus Fürſtenau des Verbrechens des 
wiſſentlichen Meineides vor den Geſchwornen angeklagt. Die Verhandlung 
ergab folgenden, dem Spruch der Geſchworenen zur Grundlage dienenden 
Sachverhalt: Im October 1872 hatte der Schneidergeſelle Franz Rauprich 
zu Fürſtenau wider den Maurer Franz Langer zu Guckelhauſen bei dem 
königl. Kreisgericht zu Striegau wegen Injurien geklagt und behauptet, daß 
Langer ihn am 22. September 1872 auf der Dorfſtraße zu Fürſtenau injurirt 
und ihn wiederholt mit der Fauſt an das Ohr und mit einem Rohrſtock über 
die linke Schulter geſchlagen habe. Es wurden nun am 2. December 1872 
von dem Gerichts⸗Commiſſarius zu Fürſtenau mehrere Zeugen, darunter die 
beiden Angeklagten vernommen. Die Tambor hatte unter Verneinung ſämmt⸗ 
licher Gla ubwürdigkeitsfragen zur Sache etwa Folgendes ausgeſagt: Eines 


Sonntags Abends im September d. 8 ſtand ich mit dem Verklagten und 
uf der hieſigen Dorfſtr 


der Erneſtine Wiedner zuſammen a aße. Der Ver⸗ 
klagte erzählte uns dabei, er habe einmal mit einem lahmen Knecht zuſam⸗ 
mengedient, den ſie immer Graf von Hinkenſtein genannt hätten. In dieſem 
Augenblick ging der ebenfalls lahme Kläger an uns vorüber, hörte dieſe Worte 
des Verklagten und dachte, er ſei damit gemeint. Er trat in Folge deſſen an uns 
heran und ſagte: „Langer, was haben Sie denn mit mir?“ nebſt einem 
derben Schimpfwort. Langer erwiderte nur: „Was wollen Sie denn eigent⸗ 
lich von mir“, worauf der Andere mit einem noch derberen Schimpfworte 
ſich entfernte. Langer dagegen blieb rubig bei uns ſtehen. Geſchlagen hat 
er den Kläger gar nicht. Dies kann ich beeiden. 

Die damals noch unverehelichte Erneſtine Wiedner hat ebenfalls die Ge⸗ 
neralfragen verneint und zur Sache erklärt, ſie könne nichts anderes als die 
eben vernommene Anna Tambor ſagen, fie mache deren Ausſage zu der ihri⸗ 

en und habe derſelben Nichts hinzuzufügen. Vorher war derſelben die 

usſage der Wiedner laut und deutlich vorgeleſen; demnächſt wurden beide 
vereidigt und unterſchrieben das Protokoll. Beide Zeugniſſe ſind nach der 
Anklage wiſſentlich falſch abgegeben worden. Zunächſt batte Langer bei der 
am 29. September 1872 vor dem Schiedsmann Kindler zu Neuhof zwiſchen den 
Parteien ſtattgefundenen Verhandlung ausdrücklich zugegeben, den Rauprich 
geſchimpft zu haben. Er war auch bereit, ſich zu vergleichen, fand indeſſen 
als Rauprich die 
Betrag zu hoch. Es iſt aber auch der Schneidergeſell Spielvogel Ohren⸗ und 
Augenzeuge geweſen, wie Langer am 22. September 1872 auf der Fürſtenauer 
Dorfſtraße mit den Mägden Tambor und Wiedner zuſamenſtehend, auf 
den herankommenden lahmen Rauprich zeigte und ſagte: „Seht, da kommt 
der Graf von Hinkenſtein“, ſodann aber, als Rauprich mit einem Schimpf⸗ 
wort erwiderte, dieſem ein paar Ohrfeigen verſetzte und mit einem Rohrſtock 
über die Schulter bang, owie den Hut vom Kopfe warf. Der Knecht 
Kleiner hat in einer Entfernung von 20 Schritten geſehen, daß Langer dem 
Rauprich den Hut vom Kopfe ſchlug und, als Rauprich ſich bückte, ihm einen 
Hieb mit einem Stocke über die Schulter verſetzte. Es haben ferner drei 
Zeugen bekundet, daß ihnen die Tambor Ende September 1872 erzählt hat, 
daß ſie geſehen, wie Langer den Rauprich an jenem Abend 0 Kaen hat. 
Einem der Zeugen hat ſie ferner erzählt, daß ſie auch gehört habe, daß 
Langer den Rauprich geſchimpft, einem andern, daß er geſagt habe, „da kommt 
der Graf von Hinkenſtein.“ Ebenſo hat die jetzt mit dem damaligen Ver⸗ 
klagten verheirathete Angeklagte Langer ſich durch Erzählung an einen Zeugen 
verrathen. Langner wurde, nachdem in erſter Inſtanz der Kläger abge⸗ 
wieſen war, in der Appellinſtanz wegen Beleidigung des Rauprich zu 5 Thlr. 
Geld⸗, event. 3 Tagen Gefängnißſtrafe verurtheilt, nt mit feiner gegen 
Rauprich angeſtellten Widerklage wegen angeblicher Beleidi 
Nach dieſen Ermittelungen hielt es der Staatsanwalt Herr Aſſeſſor Dr. 
Scheffer für unzweifelhaft, daß beide Angeklagte ſchuldig ſeien; die Verthei⸗ 
diger plädirten für Annahme des fahrläſſig falſchen Eides, weil die Zeuginnen 
nicht geſagt hätten: Wir haben nicht geſehen, daß Langer geſchlagen habe, 
ſondern: Langer hat nicht geſchlagen; denn es ſei nicht bewieſen, daß ſie es 
geſehen hätten. Die Geſchworenen ſprachen beide ſchuldig. Sie wurden zu 
je 1 Jahr Zuchthaus und in die Nebenſtrafen verurtheilt. 


6% Breslau, 5. März. [Univerſitätsbrücke.] Der „kurzen und 
langen Oderbrücke,“ wie ſie bisher genannt zu werden pflegte, iſt jetzt die 
enennung „Univerſitätsbrücke“ beigelegt worden. 
l Aus Hermsdorf u. K.] ſchreibt n 
„Obgleich die Schlittenbahn im Thal durch den, einige Tage ſtattgehabten Sonnen⸗ 
ſchein theilweiſe vernichtet worden, fo iſt dagegen dieſelbe nach der Peters⸗ 
baude und dem Kynaſt jetzt erſt recht ſeſt und gut geworden; im Laufe 
dieſer Woche wurden die Rutſchparthien ſo wohl auf den Kynaſt und nach 
der Petersbaude ſtark frequentirt, unter den Beſuchern, waren Breslauer, 
Berliner, Görlitzer und Laubaner Gäſte, auch Hirſchberg und Umge⸗ 
gend ſtellte vielen Beſuch. Heut früh 10 Gr. unter 0. N 


+ Glogau, 4. März. [Zur Tageschronik.] Heute begeht Herr Ober: 
Staatsanwalt Amecke fein 25jähriges Jubiläum als Ober Staatsanwalt 
beim hieſigen Appellations⸗Gericht. Seiner e Eigenſchaften wegen 
erfreut ſich Herr Amecke der u und Verehrung aller Kreiſe der Ein⸗ 
wohnerſchaft hieſiger Stadt. Man bedauert allgemein, daß der verehrte Ju⸗ 
bilar eine jede öffentliche Feier des Tages auf das Entſchiedenſte ſich ver⸗ 
beten hat. Die Staatsanwalte im Bezirke des bieſigen Appellationsgerichts 
wollten jedoch die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen, ohne ihrem Chef 
ihre Verehrung erkennen zu geben. Sie lichen ihm einen prächtigen, aus 
Silber maſſiv gearbeiteten Tafelaufſatz, gearbeitet von dem hieſigen Gold⸗ 


arbeiter Baumert, überreichen. Am Fuße des Aufſatzes befindet ſich auf 


einem Schilde folgende Widmung: „Ihrem verehrten Chef, dem Herrn Ober⸗ 
Staatsanwalt Amecke. Die Staatsanwalte ſeines Bezirkes, Groß, 
Heincke, v. Makomaski, eher Neumann, Simon, Stein. 
Glogau, 4. März 1875.“ — Der vaterländiſche Frauen⸗Verein veranſtaltete 

in der vorigen Woche im Stadttheater eine Dilettanten⸗Vorſtellung zum 

Beſten des hier zu errichtenden Krieger⸗Denkmals und erzielte mit derſelben 
eine Brutto⸗Einnahme von 376 Thaler. Von dieſer Summe ſind be⸗ 

reits 300 Thaler an den Schatzmeiſter des Comité 's zur Errichtung eines 
Kriegerdenkmals abgeliefert werden. — Die Angelegenheit, betreffend die 

Concurs⸗Eröffnung des Niederſchleſiſchen Kaſſen⸗Vereins in Grünberg 

liegt nunmehr dem hieſigen königl. Appellations⸗Gericht zur Entſcheidung 

vor. Der ablehnende Beſcheid des Grünberger Kreisgerichts wurde am. 
26. Februar dem hieſigen Mandatar der beſchwerdeführenden Gläubiger zu⸗ 

geſtellt und ſchon am san Tage zeigte derſelbe dem Appellationsgericht 

an, daß er binnen der“ geſetzmäßigen 10tägigen Friſt die Beſchwerde ein⸗ 

reichen werde, zu deren Begründung er jedoch Einſicht in die Acten, welche 

die Ausſagen der vernommenen Zeugen enthalten, haben müſſe. Das Appella⸗ 

tionsgericht hat dieſem Erſuchen Folge gegeben und das königliche Kreis⸗ 
Gericht in Grünberg angewieſen, die betreffenden Acten unverzüglich hierher 
zu ſenden. 


t. Landeshut, 4. März. [Männerturnverein. — Todesfall. 
Am Montag, den 1. März un der hieſige Männerturnverein im Gaſtho 
zu den drei Kronen eine außerordentliche Verſammlung behufs Wahlen ab. 

u Vertretern bei dem Kreisturntage in Breslau wurde Herr Conrector 
Höger, bei dem Gauturntage in Hirſchberg die Herren Conrector Höger 
und Kreisgerichtsrath Theremin und zu Stellvertretern Lehrer Meiſter 
und Färber Klenner gewählt. Die Rebifion, der Gaukaſſenrechnungen 
übernehmen die Herren Semper und Bankagent Riedel. — In der Nacht 
vom 3. zum 4. März ſtarb plötzlich am Schlage ein allgemein geachteter 
Mann unſerer Stadt, Herr Commerzienrath Methner, Vorſitzender der 
Handelskammer und Chef der Firma Gebr. Methner. Tags zuvor hatte der 
Verblichene noch eine Spazierfahrt gemacht, und den Abend vor ſeinem 
Tode noch wohl und munter zu Abend geſpeiſt. 71 


D. Frankenſtein, 3. März. [Wahlagitationen.] Die Ultramon⸗ 
tanen und Neuconſervativen überbieten ſich bei der bevorſtehenden Erſatz⸗ 
wahl eines Landtagsabgeordneten in ihren Agitationen. a 
durch Flugblätter und andere Belehrungen die Wahlmänner am Wahltage 
zu einer Vorverſammlung nach bieſigem Orte einladen, haben dieſelben ganz 
ts. zu Münſterberg ſtattfinden wird. 


i DD: 
vergeſſen, daß die Wahl am 5. d bis Busche 


Die Neuconſervativen, welche in beiden Kreiſen nur über 3 2 N 
ten gebieten, haben noch am letzten Tage einen Candipaten für ihre Partei 
aufgeſtellt und ſich dadurch von der reichsfreundlichen Partei getrennt. Die⸗ 
ſelben ſcheinen der Anſicht zu ſein, mit ihrem Candidaten, einem Katholiken, 
einige Ultramontane zu gewinnen. Dieſes use fait räthſelhafte Vor⸗ 
gehen der kleinen Partei iſt um ſo unerklärlicher, da dieſe wiſſen, daß die 


Candidatur des Dr. Zucker zu Brieg durch die reichsfreundliche Partei bes 1 


ablung von 5 Thlr. an die Armenkaſſe verlangte, dieſen 


gung abgewieſen. 


reibt man uns unterm 4. März: 


Wahrend erftere 


. 


u ra es u 


av; 


ATeͤiss vor 4 Wochen 
AIrrthum, wenn fie auf 


aber die Reichsfreunde für ſie wirken und ſtimmen werden. 


Wechsel-Course, 


feſtgeſtellt worden iſt. Die neue Partei iſt ferner im 
ndere rechnet, da weder Ultramontane, noch weniger 
A Von letzteren 
iſt dem neuaufgeſtellten Candidaten die Sachlage rechtzeitig mitgetheilt worden. 
eee 


1 Berliner Börse vom 4. März 1875. 


Eisenbahn - Stamm - Actien. 


4 AmsterdamI00 Fl. 8 T. 3½ 175,75 ba Dirid. proj 1873 1874 [Zt. 
N do. do. 2 M. 3½ 174, 80 bz Aachen -Mastricht.] 1% — 14 29 B 
Augsburg 100 Fl.“ 2 M. |4 8 Berg.-Märkische .| 3 — 4 7780 da 
br Frankf. a. M. 160 Fl. 2 M. 4 — — Ber.in-Anhalt. 16 — 4 [117 be 
7 Leipzig 100 Thlr. 8 T. 4½ — — do. Dresden . 8 5 6 51,25 bad 
2 2 London 1 Let. 3 M. 3½ 20,38 ba Berlin-Görlitz 3 — 4 [62 b 
a 

* Paris 100 Fres. 8 T. 4 | 81,65 ba Berlin-Hamburg. 1 — 4 178 bı@ 

Petersburg 1008 R. 3 M. 5 ½ 280,45 bz Berl. Nordbahn ] 5 0 4 9,50 bz 
2 Warschau 1008 R. 8 T. 5% 283,70 dz Berl.-Postd.-Magd.] 4 — 4 | 7450 bz& 
15 Wien 100 Fl. . 8 T. 4½ 182,70 ba Berlin-Stettin. . 110% | — (4 130,25 bz 
* do, do. 2M. 4% 181,70 ba Böhm. Westbahn. 5 |5 15 | 81,20 bz 
1 Breslau-Freib. 2 ur 4 bl 
3 do. neue 5 4 — — 

1 Fonds- und Geld-Course. Cölnn-Minden . 8% | — 4 4105,30 bz 
. Freiw. Staats-Anlelhe4½% — — do. neues s 5 10 bz@ 
2 Staats- Anl. 4½ % ige 40 — Cuxhay, Eisenb. .| 6 6 6 — — 

do. _«onsolid.14121108,70 ba Dux-BodenbachB| 6 % [4 | 34 bag 

* do. dehige. 4 90,50 B Gal. Carl-Ludw.-B.] 8,67 — 14 101,75 bad 
Br. Btaats-Schuldscheine. ./344| 91,40 bz Halle-Sorau-Gub.| 9 9 4 | 25,40 bzB 
1 Präm,-Anleihe v. 18653 ½ 138,40 bs Hannover- Altenb. ] © 0 4 | 20 bz 
In - 5 1102,50 bz Kaschau-Oderbrg.| 5 5 15 | 5750 bz 
. Berliner Stadt-Oblig. . 4½ 102, 8 
ED #1 Berliner 4½% 10170 B Kronpr.Rudolphb.| 5 5 5 64,50 bz@ 
1 3) Pommersche. . 3 8750 B Ludwigsh,-Bexb, .| 9 — 4 |175,40 bz 
. je Posensehe ....;.» 4 94.90 ba Märk.-Posener ,.| 0 0 4 | 25,60 bzB 
5. El Sehlesische ... 3% 86,70 B Magdeb. -Halberst.| 6 4 | 13,75 bz 
* „ Kur- u. Neumärk. 4 | 97,75 bz Magdeb,-Leipzig . 14 — 4 1221,50 ba 

Ey 3 Pommersche. 4 | 97,25 bz do, Ut. B.] 4 4 4 | 92,50 bz 

a) EN Posensche. „2... 4 | 86,90 bz Mainz-Ludwigsh. . 9 — 4 [115,75 be 
. 3 Preussische .. 4 97.20 B Niederschl, -Lärk.! 4 4 4 98,25 bz 

* JJ Westiäl, u. Rein. 1 98 b Oberschl, A. C. P. 13 — + 137 bas 
. E 8 e. N 9140 ba BEN URN e 

* chlesische 1 5 n = 428, 

5 Badische Prüm.-Anl. 4 120,50 bd ester, Er. St.- B. . ie — (4 [530,60-31,50 b 
* Baierische 4% Anleihe 4 121,25 bz& ee e s 5 n Wa — 

h — > 2 2 I — — — 3. — BEN 

U Oöln-Mind.Prämiensch. 3% 107,80 bz Ostprenss, Süd, i 0 0 1 105 155 
* r echte O.-U.-Bahn] 6 7,10 bz@& 
x Kurh. 40 Thlr.-Loose 239 B Reichenberg-Pard| 4 4 4% 6850 ba 
Badische 35 Fl.-Loose 124,50 B Rheinische 9 — ja "]113/73-14,25 b 
8 Braunschw. Präm.-Anleihe 74,30 B -Nahoe-Babn 0 aß 3 
* Rhein-Nahe-Bahn]| 0 4 | 19,60 bzB 

? Oldenburger Loose 131,90 baG Rumän.Eisenbahn 5, — 4 38 ba 
Lonlsd. — — 4.—, Trend Hus. 90,90 be Stargard, Fasener 4% | 4 40 140 bac 

70 —.— Oest. Bkn. 182.95 bz | ne: . 41100, 

» Ducaten — 10 etbz] Thüringer. ©... 7% | — |4 1108,50 bz 
1 Sover. 20,46 8 40. Silbrgid. 193 tba] Warschau-Wien „[11 — 4 258,50 6 
. Napoleons 16,31 bG do. r 6 
Fee een. 285,15 ba | Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
w i Berlin-Görlitzer. . 5 5 5 98 6 

Berlin. Nordbahn]| 5 0 18 ba 
en Hypotheken-Certificate. Breslau Warschäu| 0 0 3636,50 n 

* Krupp'schepartial Obl.,5 1029 bz@ Halle-Sorau-Gub.] 0 0 5 | 38,50 bzB 
E Unkb. Pfb. d. Pr. Hyp.-E 4% 100,30 bz Hannover-Altonb. 0 0 |5 | 34,90 bzB 
. Deutsche Hyp.-Bk.-Pib 17 95.75 ba Kohlfurt-Falkenb.| 5 r 
* Kündbr. Cent.-Bod. Cr. 4 ½ 100,50 bz Märkisch -Posener] ® 0 5. | 50 bz@ 

1 Uukünd, do, (1872) 102,50 bz bMagdeb.-Hulberst.) 34 | 3% 344] 65 br. 
Fa do. rückbz, 4 1105 [107,25 bz do, Lit. 0.5 5 15 | 94,75 bz 

1 do. do. do. 4½ 99,60 bzG Ostpr. Südbahn .| 0 0 |5.| 78 b 
„ Unk. II. d. pr. Bd. Ord.- B. 5 103,10 bz Pomm, Centralb, . 0 0 tr. 5,25 bz 

. 5. de 5 Rechte O.-U.-Bahn| 6% — 36 [108,60 bz@ 

Fi do, III. Em. do.Jö 101 dz 1 8, 

 Kündb,Hyp.-Schuld.do.)5 100 bz Rum. (40% Einz,)) 8 8 18 | 83,90 bad 
25 8 Hyp.Anth. Nord-G.- C. B. ö 101,80 bz Saal-Bahn ..... 5 — 15 | 2506 

4 - Pomm, Hypoth.-Briefelö 5 ba 

Soth. Präm.Pf. I. Ew. 5 09.40 ba Bank-Paplere. 

Kr: do, do. II. Em. 105,50 bz AngloDeutscheBkı ® 0 4 45 bs 

do. B % Pf. rkzlbr,ml10j5 103% ba Allg. Deut. Hand.-GU 0 5 4146 

do, 4½ do, do. m. 11004 ½. 97.40 bzG Berl. Bankverein] 5% — 4 | 81,75 bad 

He Meininger Präm.-Pid.j4 |103,50 bad Berl. Kassen-Ver. 29 19% 4 238 8 

A Oest, Silberpfandbr. . 6½ 66 GC Berl. Handels-Ges.| 6 7 4 1118,75 bz@ 
/ 1 ir 

4 do. Iyp. Crd.-EIudbr. s | 65,25 @ do.Prod.-u.Hals.B.| 3% [10% 4 | 87,35 ba 
Sal Pidb.d.Oest Bd.-Cr.-Ge.|ö | 83 8 Braunschw. Bank| 9 — j4 | 97,40 bad 
Bi. Bchles,Bodencr.Pindbr.!5 10%, 50 bz Bresl. Disc.- Bank] 2% — 4 50 bz 
tnt Bodored ae 13 ee 1 * 

„ udd, Bod,-Ured,- | resl, Maklerban = 5 

Wiener Silberpfandbr.J5½ 65 bz Bresl. Mkl.-Ver.-B.| 5 A 4 |87B 
p 

EL Bresl. Nr 0 — 4473 etbad 
'79 Centralb. f. Ind. u. 

. Ausländische Fonds. Hand. 2 4 1 1225 bas 
Er Oest. Silberrente . . 44½ 69,69 etbzB | Coburg. Cred.-Bk. 275 3,73 @ 

= do. Papierrente 11 65,38 bz Danziger Priw.-Bk. 7% |6 44 115 0 

Be. 3 4 Darmat. Creditbk.|10 — 4 133,50 bz 

2 do, öJer Präm.-Anl. 4 113,80 b2@ 1 5 

A do. Lott. Anl. v. 60 % 112, 70.90 bz | Darmst, Zettelbk.| 18%1 | — 4 101,20 B 

9 do, Credit-Loose . . — 358,26 bz Deutsche Bank. 14 — 14 85 bıB 

do, 64er Loose. . — 307,50 B do. Hyp.-B. Berlin] 5 — 14 90 bz 
use. Präm.-Aul, v. 6415 1173,25 bz Deutsche Unionsb.| 1 3 ja | 74 40 
7 do. do. 18685 173 bz 3 1 15 2 r 1 u 
{ de: Bod-Ored,Ridb. (8 9230 ba@ r 5 3 n 
Russ.-Pol. Schatz-Obl. 5 > 2 

. oln. Plandbr. III. Em. 1 833,50 0 Gb. Schuster u. C. 0 — 4 | 59,75 bzB 

| 

Be Poln. Liquid.-FPfundbr. 4 70,60 bz Goth. Grundered. BI 8 9 4 11 ba 

Amerik. rück z. p. 8816 103,0 @ Hamb. Vereins-B. 10% 11½% |4 23,8 B 
5 do. do. p. 188846 102,30 bıB ri Ba 2 Dis — r 1008" 5 

5 ..ö 99, B 0. isc. -Bk. u | 

ee ies Ipiensische Bank |0 | — |4 | 850 bac 

* eue 6% Anleihejö | 71,30 ba Königsb. do. 0 54 14 83 5 
Ital. u > B N 0 

Ital. Tabak-Oblig. . . 6 9990 ba |Lndw.B. Kwileekif g n 

Raab- Grazer 100 Thür. L. 4 | 84.80 b I Leip. Cred.- Anst.| 9 9% % ne bad 

Rumänische Anleihe 8 108,30 6 Luxemburg. Bank| 8 = 14 110,206 
Turkische Anleihe. 5 | 43,40 bz Magdeburger do. | 6%0 5% |4 |107 d2G 
—— Ungb%St,-Eisenb-Anl.|6 | 75,49 etbı4 8 1 7 - 47 r 2 8 

Schwedische 10 Thlr.-Loosa — — Nora, Bank- 104% 10 1 143,10 bz 
Finnische 10 Thlr.-Loose 39,49 bz Nordd. Grunder. B. zb 9, 4 10290 bc 
Türken-Loose 101,50 & Oberlausitzer Bk.|\0 — 4 6250 6 
Gade Basel 45.16 0 
o 

10 Elsenbahn-Prloritäts-Aotlen. Ostd. Product. Bk. 0 a re 

75 Berg-Märk. Serie II. . „Ay, — — PosnerProv.-Bayk| 7% | 6 44 [109,60 @ 

400. ULvStöYe.isig| 84,50 8 Preuss. Bank-Act,|20 — [414 183 ba 

do. do. 1.497,28 bz Pr.-Bod.-Cr,-Act.B.] O 8 106,90 bad 
© do. Hess. Nordbahnſs 103 dz@ Pr- Cent,-Bod.-Or:] 9½ — 4 119 bo 

Berlin-GOrli ta B 114,25 8 Sächs. B 80 % I. 8. 10 104 1 18,50 8 

. ee — — Sächs. Cred.-Bank 2 

Breslau-Freib, Litt. D. 10 97,50 bd Schl, Bank. - Ver.] 6 — (4 100,78 bz 

B do. do. 6.]4½ 97,50 bzG Schl. Centralbauk| 8 — 4 189 dz 

£ do, do, H.4 97,50 bad Schl. Vereinsbank| 7 — 4 [91254 
. do. do. J. 4% 97 bs Thüringer Bank .| 8 — 4 85,10 8 
0oön-Minden . III. | 08 bzB Weimar, Bank 5 5 4 | 87,50 bz 

7 do. u... 40.4% eh bzG I Wiener Unionsb. 0 — 4 1173 bz 
3 Ri IV. 493,30 ba 
o. are VIA 9476 0 N (In Liquidation.) 

# Balle-Sorau-Guben . %s, | Y4,76.bz Berliner Bank . . 0 — ſtr. 14 0 

Hannover -Altenbekeu 2) 94G Berl, Lomb.- Rank] 0 — e. 18 B 

N Märkisch-Posener . 5 — — Berl. Makler-Bank 0 . 
V. Il. Staatsb. I. Ser. | 98 B 5 x 1 0 2 
5 f Berl. Prod.-Makl.B 12% fr. 

e ee eee Berl. Wechslerbk. 0 — ftr. | 96 dz 
40. 40. Obr.. 1 | 98,B Br. Pr.-Wechal.-B. 0 e 
do. do. Ul. Ser. 1 | 97,25 G Centralb, f. Genos.| 0 — cr. 91,78 ba0 
Obarochles. a.. 44% = — Nrdschl. Cassenv. 0 — fte. 050 @ 
. e. ne. 1 * — Pos. Pr. Wechsl.-B 0 — ftr. IB 
r 1 Pr. Oredit-Anstalt| 0 I cr. 8680 @ 
* o. 1 Prov,-Wechsl,-Bk.! 0 — ftr. 6 
8 a Re rn Ver. Bk. Quistorp| 0 — ftr. 28 60 
a ot F. „„ „ 

. F 4/100 6. 

6 R Iz121101,75 8 Industrie-Papiere. 

5 ee RE TB 5 1030 ba Baugess. Plessner, 0 0° ftr. J. 1,10 v0 
5 do. von 1813.14 | — Berl-Eisenb.-Bd.A.| 6% — 4 1145 ve 

5 do von 1874. .44,| 98,75 bzB D. Eisenbahnb.-G, 0 0 426,20 bzG 

. do. Brieg-Neisse. 4 — — do. Reichs- u. COE. 8 — 4 ‚90 
4 do, Cosel-Oderb.)4 | — — Märk. Sch. Masch. G.] 0 — 4 27 8 
* do. do, 5 /103,75 @ Nordd. Papierfahr.| 0 — 14 143,756 

* do. Stargard-Pose n.44 — — Westend, Com.-G.] 0 — ftr. B 

do. do. II. Em. 4½ — — 

1 40. do, III. Em lat] — — Pr. Hyp. Vers-Act. 178% 18%, la |127,50 b2G 
1% do. Ndrsehl. Zwgb |34g| — — Schl. Vive. 18 Is * 1 |560 8 
Oietkreuss. Südbahn . 5 103,50 0 

Bechte-Oder-Ufer-B. % | — — Donnersmarkhütte] 6 — 14 1386 
Bchlesw. Eisenbahn . 414] 99 8 Dortm. Union, . 0 — 4 | 23,10 ba 
h nn u. Laurah. 1 — 1 1 22 bz 

OChemnitz-Komotau . 6 62 6 Lauchhammer — 5 

Dux-Bodenbach . 5 | 82,75 bz Marienhütte . 6 — 4] ss bz 
1 do. II. Emission, . 68,76 ba. ee * 8 — 5 ir 
rr fr, | 34,75 @ oritzhütte . . . 3 

Gal. Carl-Ludw.-Bahn.|5 | 93,90 baq OSchl, Eisenwerk, 7 — * 2 520 
* do. do. neueſs | 92,80 edenhütte — 20 
\ Kaschau-Oderberg.... 6 75 bz& Schl. Kohlenwerk.| I — 1 143B 
Ung. Nordostbahn . % 68,10 B ae de - — FR — . 
ng. Ostbahn 5 1 61,50 bzB o. St-Pr-Act, — 6 b2 
-  Lemberg-Czemowitz % | 71,25 b2@ Tarnowitz, Bergb, 16 — 14 16750@ 
* do o. II. s | 77,25 bz Vorwärtshütte . 7 — 4 35 
; do. do. III Ss | 70,25 ba 7 
35 Mährische Grenzbahn. s 69,25 8 Baltischer Lloyd .| 0 — 4 | 3,90 0 
ar . — 30,50 & Breit, 3 — — > = 4 
. 8 NN resl. E.-Wa genb. — 2 
Kronpr. Rudolph Bahnſg | 84,30 bz do. ver, Oellabr. gr — 4 156235 0 
DVesterr.-Frauazbeische 3 [326,30 bad Erdm- Spinnerei .| 7 — 4 | 49,75 etbzB 

do, de. meuel3 310 b2@ Görlitz, Eisenb.-B.| 0 — 4 42.10 B 
40. südl, Staatsbahn|3 1253,75 bac Hoffm's Wag.-Fab.| 5% | — 4 | 30,90 @ 

4o. neue „ee... 3 1256,25 8 O. Schl. Eisenb.-B.| 5 — 4 | 49 bz 

do. Obligationen . . | 81,50 bzB Schles. Leinenind.| 9 7% |4 | 86 bzB 

Woerschau-Wien II. . % [100,10 bd 8 Aet.-Br. (Scholtz) 0 — cr. 27,25 B 

5 do. III. . 5 | 99 20 ba 0. Porzellans 7 — 4 |27@ 

RN; do, IV. . 4 | 99,25 bz Schl. Tuchfabrik - 0 1 622 
BE ——— do. Wagenb,-Anst.| 0 — 4 | 520@ 
. ‚ Bank-Discont 4 pCt, Schl/Wollw.-Fabr.] 0 — 22 6 

8 pCt, Wiülbelmshütte MAI10 - 1 | 94 


Lombard-Zinzſuss 5 


Il 
9 


* Faurahütte, 4. März. [Koblen⸗Auction] Bei der beute au 
annygrube ſtattgehabten Kohlen⸗Auetion von 54000 Ct. Steinkohlen haben 
die Herren Gebr. Era in Kattowitz und Gebr. Steinitz in Laurahütte 


als Meiſtbietende den Zuſchlag erhalten. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Burequ.) 

Berlin, 4. März. Der Kaiſer hat das Verbot der Ausfuhr von 
Pferden über die Grenzen Deutſchlands vollzogen. 

Paris, 3. März. (Telegramm der „Agence Havas“.) Heute 
Nachmittag hat eine neue Unterredung zwiſchen dem Marſchall⸗Präͤſi⸗ 
denten und dem Präſidenten Buffet und darauf eine Zuſammenkunft 
Buffet's und Dufaure's ſtattgefunden. Letztere ſoll, gutem Vernehmen 
nach, ein befriedigendes Reſultat ergeben haben und wäre eine faſt 
vollſtändige Einigung erzielt worden. Die neue Miniſterliſte iſt indeſſen 
bis jetzt noch nicht feſtgeſtellt. 

Paris, 4. März, Abends. Die Nationalverſammlung war ohne 
Zwiſchenfall. Zwiſchen Buffet und Dufaure iſt der „Agence Havas“ 
zufolge über das Programm der Zuſammenſetzung des künftigen Mi- 
niſteriums noch kein vollſtändiges Einverſtändniß erzielt. 

London, 4. März. Die Anglo⸗Egyptiſche Bankgeſellſchaft ver: 
öffentlicht eine Erklärung, wonach fie von der egyptiſchen Regierung 
ermächtigt iſt, die Nachricht, daß über die Aufnahme einer neuen egyp⸗ 
tiſchen Anleihe von 15 Millionen Pfund Sterling Verhandlungen ſtatt⸗ 
fänden, als durchaus unbegründet zu bezeichnen. — Erzbiſchof Man⸗ 
ning hat von der päpſtlichen Curie die Aufforderung erhalten, ſich in 
Rom einzufinden und feine Abreiſe dorthin auf morgen feſtgeſetzt. 

London, 4. März. Der Dampfer „Princeß,“ beladen mit Mais, 
iſt geſtern auf der Fahrt von Antwerpen nach hier untergegangen. 
Von der Mannſchaft haben 7 Perſonen den Tod in den Wellen ge⸗ 
funden, 10 wurden gerettet. 

Kopenhagen, 4. März. 
Februar und vom 1. März ſind jetzt hier eingetroffen. 
über den großen Belt iſt noch beſchwerlich. 

Waſhington, 3. März. Das Repräſentantenhaus nahm die Bill 
an, durch welche das Territorium Colorado als Staat zum Congreſſe 
zugelaſſen wird. Der beantragte Eintritt des Territoriums Neu⸗ 
Mexiko als Staat in den Congreß wurde abgelehnt. 

Montevideo, 1. März. Bei den in Buenos⸗Ayres gegen den 
Clerus gerichteten Kundgebungen iſt es zu Ruheſtörungen gekommen, 
bei denen die Miffionshäufer der Jeſuiten in Brand geſteckt und der 
Palaſt des Erzbiſchofs geplündert wurde. 


E. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 
Wien, 4. na Die Beſitzer von Actien Lit. B. der Nordweſtbahn 
werden aus dem Baufond den einer dreimonatlichen Zeitperiode entſprechen⸗ 
den Zinsbetrag von 2½ Fl. erhalten. 


Berlin, 4. März. Nach der belangloſen Repriſe der beiden letzten 
Geſchäftstage war die Börſe heute wieder 3 in eine luſtloſe, 
träge und matte Tendenz, und nur an der Geringfügigkeit der Umſatze liegt 
es, wenn die Mattheitſ nicht auch in zahlreichen Coursherabſetzungen prä⸗ 
gnanten Ausd ruck gewinnt. Verſtimmend auf den hieſigen Platz wirkte es, 
daß die auswärtigen Börſen ſich den von hier ausgehenden Hauſſebeſtrebun⸗ 
gen gegenüber jo fühl verhielten. Nicht unwahrſcheinlich iſt es, daß die frem⸗ 
den Böoͤrſenplätze ebenſo wie Berlin der Mittheilung über die Pferdeausfuhr 
beſondere Deutungen gaben. Die Speculationswerthe, in erſter Linie die 
von Wien abhängigen Papiere, eröffneten den heutigen Verkehr mit mäßigen 
Coursreductionen, behaupteten ſich dann aber innerhalb kleiner Schwankungen 
auf ziemlich gleichem Niveau. Die Speculation verhielt ſich indeß auf 
dieſem Gebiete jet ganz unthätig und in dem Maße, wie die Nachfrage 
ih zurückhielt, blieb auch das Angebot unbedeutend. Die Transactionen 
vollzogen ſich mit jener Schwerfälligkeit, die dem Verkehre unüberſteigliche 
Grenzen zieht. Die Oeſterreichiſchen Nebenbahnen blieben meiſt geſchäftslos, 
Oeſterreichiſche Nordweſtbahn und Galizier hatten etwas niedriger eingeſetzt, 
verriethen aber doch die Tendenz, die Courseinbuße wieder einzubringen. 
Die localen Speculationseffecten haben keinen belebteren Verkehr aufzuweiſen, 
beſonders war Disconto⸗Commandit wenig am Geſchäft betheiligt, die Stim⸗ 
mung für das Effect erwies ſich bedeutend matter als in den Tagen zuvor, 
155, ult. 1534 —4%, Dortmunder Union 23,10, ult. 23—23% —23, Laurg⸗ 
bütte ſtärker offerirt und weichend, 107%, ult. 107% - 87% —7%. Für 
die auswärtigen Staatsanleihen war die Stimmung wenig günſtig, meiſt 
zeigte ſich das Angebot vorwaltend und mußten ſich die Courſe daher Rück⸗ 
gänge gefallen laſſen. Vorzugsweiſe waren Italiener gedrückt. Oeſterreich. 

enten behaupteten ſich fo leidlich, Oeſterr. 1860er Looſe blieben ſehr ſtill. 
Ruſſiſche Werthe beliebt und ſehr feſt, für Bahnen zeigte ſich rege Nach⸗ 
frage, Prämien⸗Anleihen trugen einen recht feſten Charakter, #- 2 5 
waren lebhaft und Bodencreditpfandbriefe waren gut zu laſſen. Preußiſche 
Fonds zeigten ſich ziemlich feſt, in Renten und Pfandbriefen gutes Geſchäft 
andere Deutſche Staatspapiere ohne Leben. Das Prioritätengeſchäft blieb 
ſehr eingeſchränkt, zwar zeigte ſich die Stimmung feſt, der Verkehr drehte ſich 
aber faſt ausſchließlich nur um Kleinigkeiten; von ausländiſchen Prioritäten 
anden Lombardiſche (alte und neue) und Raab⸗Grazer mehr Beachtung. 

uf dem Eiſenbahnactienmarkte hielt ſich der Umſatz in ſehr engen Gren⸗ 
zen, die Courſe hielten ſich ziemlich unverändert, obſchon die Neigung, in weis 
chende Richtung umzuſchlagen, nicht gut zu verkennen war. Oberſchleſiſche 
beſſer; für Rumänen zeigte ſich zu niedriger an gute Kauflust. Leichte 
Bahnactien wurden maͤßig ungen und 1 ich meiſt auf den letzten 
Notirungen. Bankactien im Allgemeinen feſter; Unionbank und Deutſche 
Hypothekenbank (Berlin) 7 1 und belebt, Quiſtorp zu höherem Courſe 
rege, desgl. Centralbank für Genoſſenſchaften, Gothaer Grunderedit, Deutſche 
Bank, Berliner Caſſenverein, Hannov. B., Mecklenb. Bodencredit, Mecklenb. 
Hypoth. und Danziger Privatb., Oldenburg. Sparb. zu beſſerem Courſe ge⸗ 
fragt, Gewerbebank zum Nachgeben geneigt. Induſtriepapiere in ſehr gerin⸗ 
em Verkebr, Continental⸗Gas anziehend, auch Centralfactorei beſſer, Lincke 
Wagenbau) belebt und höher, Berl. Eifenbed. ging rege um, ohne die geſtrige 

otiz zu ändern, ebenſo Webers Union, Greppiner Werke beliebter. Berg: 
werke im Allgemeinen feſt. Victoriahntte, Centrum, Bochumer, König 
Wilhelm und Cölner beſſer. Wechſel ſehr ftill, aber anziehend. Um 24% Uhr: 
Credit 397, Lomb. 236,50, Franz. 531, Disc.⸗Comm. 155, Dortmunder 23%, 
Laura 108. (Bank⸗ u. H.⸗Z. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
8 5 ze Seh De 


Frankfurt a. M., 4. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 


Die Berliner Poſten vom 27. und 28. 
Die Paſſage 


courſe.] Londoner Wechſel 205, 40. Pariſer do. 81, 60. Wiener do. 182, 90 
Böhmiſche Weſtb. — Eliſabethbahn 164. Galizier 203. Franzoſen ) 
266. Lombarden ) 118. Nordweſtbahn 137. Silberrente 69%. Papier, 
rente 65%. Ruſſ. Bodencredit 9270. Ruſſen 1872 102. Amerikaner 1882 


99%. 1860er Looſe 117%. 1864er Looſe 30800. Creditactien“) 198%. Ba 


; auf der königl. Univerſitäts · 
achen 872. Darmſt. Ban 139%. Bräſeler Bank 103. Berliner Meteorologiſche Beobachtungen 5 
en 81 5 rent Barren 80%. an, 111 g Steen pure zu Breslau. ee 
terr.⸗deutſche Bank 85. ininger Bank 8/ 4. n ſche 4 2 . 
Sea e 80%. Continental 84%. Hefi. Ludwigsbahn 116% . Lu Were 175 = — N29 5 eee W. 
berheſſen 74%. Raab⸗Grazer 34%. Ungar. Staatslooſe 175, 00. do. Schatz⸗ Luftwärme SOHN; 8 852 — 37 
anmeifungen alte 93%. do. Schaganw. neue 91. Oregon Eiſenb. —. Dunſtdruek 14451 144,07 127 
Rockford do. —. Central⸗Pacifie 88%. 7 87 pCt. 87 pt. 94 pCt. 
*) per medio reſp. per ultimo. ‘ 12 . NW. 2 .* 1 N. 1% 
um Schluß ziemlich feſt. Bahnen wenig verändert, Galizier matter, Welter bedeckt. beiter. woltig. 


71%, 

Er Norddeutſe 143%, Prov.⸗Disc. —, Angl.⸗deutſche 45%, do. neue 664, 

Anl. 10074, Rhein. C. do. 114%, Berg.⸗Märk. do.78, Disconto 2% f Sf 
e 


aber 
ruhig, auf Termine ruhig. Roggen loco ſtill, auf Termine rubig, Be en 
* U 


5 
8 
) 
53,50 
b 

Mehl 

Rag 
nk⸗ 

Wind 


1000 Kilo netto 183 Br., 182 Gd., per Mais Juni 1000 filo 

Br, 10 Op, per d 1000 Kilo netto W. db. ah 
Auguſt 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Gd. Roggen per März 1000 Kilo 
netto 149 Br., 147 Gd., per April⸗Mai 1000 1 netto 145 Ur, 144 Gd., 
per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 144 Br., 143 Gd., 15 Juni⸗Juli 1000 Kilo 
netto 143 Br., 142 Gd., per Juli⸗Auguſt 1000 Kilo netto 143 Br., 142 


Gd. Hafer ſtill. Gerſte flau. Rüböl feſt, loco und pr. Mai 58, 
Oktober per 200 Pfd. 60. Spiritus flau, per Marz 44%, ver Aprl⸗Maf 
per Mai⸗Juni 44%, per Juni⸗Juli per 100 Liter 100 pet. 45. 


444, 
Kaffee ſehr ruhig / 


eringer Umſatz. — Petroleum behauptet, 
white loco 13, 60 Br, 19. 90 5 bauptet, Standard 


Gd., per März 12, 80 Gd., per Apri i 
12, 75 Gd., . Auguſt⸗December 13, 50 N. Wetter: Seb 99 

Liverpool, 4. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 15,000 Ballen. Stetig. Tagesimport 18,000 B., da⸗ 
von 8000 B. amerikaniſche, 6000 B. oſtindiſche. 

Liverpool, 4. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 15,000 Ballen, davon für Speculation und Export 3000 Ballen. 
Stetig. Surats ruhig. Amerikaniſche unthätig aber ſtetig. 

„Diddl. Orleans 8%, middling amerikaniſche 7%, fair Dhollerah 5%, 
middling fair Dhollerah 4%, good middling Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 
4%, fair Bengal 4%, fair Broach 1 new fair Oomra 5%, good fair 
Domra 5%, fair Madras 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 


. 4. März, Nachmitt up 

erven, 4. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [(Getreide⸗ 
markt.] (Schlußbericht.) Weizen feſt. Roggen ruhig, Dueſa 18. Hafer 
unverändert, Riga 23%. Gerſte behauptet. 

Antwerpen, 4. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht] Naffinirtes, Tope weiß, loco 3173 bez., u. Br., 
per März 3174 bez. und Br., per April 324 bez. und Br., per Septembez 
35 be 35% * Scplember- December SS be und Br. Ruhig. 

remen, 4. rz. etroleum. ußbericht. il 
loco 12 Ml. 90 Pf. Rubig. FF 


Berlin, 4. März. [Productenbericht.] Roggen verkehrte in feſter 
Haltung und bei mangelnden Offerten haben ſich Preiſe ein wenig gebeſſert. 
— Roggenmehl feſt. — Weizen recht feſt, und namentlich zum Schluß ſehr 
knapp offerirt und höher bezahlt. — Hafer loco in feineren Sorten etwas 
leichter verkäuflich, Termine behauptet. — Rüböl animirt und ſteigend. — 
Spiritus in matter Haltung. 

Weizen loco 162—198 Achmk pro 1000 Kilogr. nach Qualität i 
pr. März — Kchmk. bez., pr. März⸗April — Nchmk. bez., pr. April⸗Mai 
177178 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 179 —180½ Rchmk. bez., pr. 
Juni⸗guli 182— 183183 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 184 Rchmk. bez. 

Gekündigt — Ctnr. Kündigungspreis — Rchmk. — Roggen pro 1000 
Kilogr. loco 141—160 Rchmk. nach Qualität gefordert, ruſſſcher 144—147 
Rehmk. bez. ordinärer ruſſiſcher — Rchmk. bez. inländiſcher 151—159 Rmk. 
bez, geringer inländiſcher — Rchmk. bez., defecter ruſſiſcher — Rchmk. bez., 
pr. März 147 Rchmk. bez., pr. März⸗April 147 Rchmk. bez., pr. Frühaht 
144 — 14514 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 141% —142 Rchmk. pr. Juni⸗ 
Juli 141 Rchmk. bez. — Gekündigt — Ctnr. Kundigungspreis — Rchmk. 


— Gerſte loco 132—185 Rchmk. nach Qualität gefordert. — Hafer loco 


158—186 Rchmk. nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 162 —170 Rchmk. 
bez., weſtpreußiſcher 162—170 Rchmk. bez., ruſſiſcher 162 170 Rchmk. bez., 
ungariſcher und galiziſcher 156 —166 Rchmk, bez, pommerſcher 175 — 182 
Rchmk. bez. mecklenburger 175—182 Rchmk. bez., ordinärer ruſſiſcher 150 
Rchmk. ab Bahn bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez. pr. Frühjahr 16846 
Achmk. bez., pr. Mai⸗Juni 162 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 161—160% 
Rchmk. bez. pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. bez. — Gekündigt — Ctnr. Kün⸗ 
digungspreis — Achmk. — Erbſen: Kochwaare 188 —234 Rchmk., Futter: 
waare 164—178 Rchmk. — Weizenmehl Nr. 0 pr. 100 Kilo. Br. incl. Sad 
25,75 24,75 Rchmk., Nr. 0 und 1 24,50—23 Rchmk. — Roggenmehl Nr. 0 
23 —22 Rchmk⸗, Nr. O und 1 21—20 Achmk — Roggenmehl Nr. O und 1: 
pr. März 20,80 —90 Rchmk. bez., pr. März April 2080909 mk. bez, pr. 
April⸗Mai 20,80 —90 zchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 20,80—90 Achmk. bez., pr. 
Juni⸗Juli 20,80 90 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 20,80—90 Rchmk. bez. 
— Gekündigt — Ctnur. Kündigungspreis — Rchmk. — Oelſaaten: Raps 
— Kchmk., Rübſen — Achmk. nach Qualität. — Rüböl per 100 Kilo netto 
loco 56 Rchmk. bez., mit Faß — Rchmk. bez., pr. März 56 Rchmk. bez., pr. 
Mär-April 56 Rchmk. bez, pr. April:Mai 56,650 25757 Nm. 
bez., pr. Mai⸗Juni 57,2—58 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Rchmk. bez., pr. 
September⸗October 59,4 — 60,5 Rchmk. m Gekuͤndigt — Cinr. Kündi⸗ 

ngspreis — Rchmk. — Leinöl loco 62 Nchmk. bez. — Petroleum per 100 
Kilo incl. Faß loco 30 Rchmk. bez. pr. März 28 Rchmk. Br., pr. März⸗ 
April 27,20 Rchmk. Br., pr. April⸗Mai 26,90 Rchmk. bez, pr. Juni 
— Achmk. bez, pr. Juni⸗Juli — Hchmf. bez., pr. September-October 28 
Rchmk. bez. Gelündigt — Barrels. Kündigungepreis — Achmt. 

Spiritus per 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 56,5—56,6 Rchmk. bez., „mit 
Faß“ pr. März 57,3 Achmk. bez, pr. März⸗April 57,3 Rchmk. bez., vr. 
April⸗Mai 58,4 — 58,2—58,3 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 58,4—58,2—58,3 
Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 59,359 Nchmk. bez, vr. Juli⸗Auguſt 60,3 
— 60,2 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September 60,6 60,7 —80,6 Rchmk. bez., 
pr. September⸗October — Rchmk. dez. — Gekündigt 10,000 Liter. Kün⸗ 
digungspreis 57,3 Rchmk. 


& Breslau, 5. März, 94 Ubr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am beu⸗ 
tigen Markte war von keiner Bedeutung, bei ſchwachem Angebot und unver: 
1 Preiſen. sche ſeſer Halt 100 0 ara 
eizen, in ſehr feſter Haltung, per ogr. iſcher weißer 
15 bis 17,20—19,40 Mark, gelber 1870--16,20—17,60 Mark, feinfte keller 
über Notiz bezahlt. . 
Roggen, feine Qualitäten mehr Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 13,50—14,60 
bis 15,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
15 Ban: 995 bernaläffigt, per 100 Kilogr. 13,30—14,70 Mark, weiße 
is 16, ar 
afer ſchwache Kaufluſt, per 100 Kilogr. 14,70 —15,30 bis 17,10 Mark, 
feinſter über Notiz. l 
Mais behauptet, per 100 Kiloge. 1414,50 Mark. 
Erbſen wenig verändert, per 100 Kilogr. 18—19—21 Mark. 
Bobnen ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 21—21,75— 22,50 Marl. 
Lupinen niedriger, pr. 100 Kilogr. gelbe 14,25 — 15 Mark, blaue 
13,40 — 14,75 Mark. 8 
Wicken gut bertäuflih) per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. 
Delfaaten in ruhiger Haltung. 


Schlaglein mehr offerirt. 


er 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat .. 26 25 24 75 22 50 
Winterraps 25 30 24 20 23 20 
Winterrübſen 24 70 23 90 22 80 
Sommerrübſen 24 75 23 25 22 79 
Leindotter 75 22 25 3 


Napskuchen 
Leinkuchen o 


ui verkäuflich, pr. 50 Kilogr. 88,20 Mark. 
Kleeſamen 


erirt, pr. 50 Kilogr. 10—10,50 Mark. 
„rother in feinen Qualitäten mehr Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 
Mark, weißer unverändert, pr. 50 Kilogr. 56—60—71 Mart, 


bochfeiner über Notiz. N 
Ebymothee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—-31,50-35 Mart 
ehl in matter Haltung, 3 100 Kilogr. Weizen fein 25,50 bis 
26 Mark, Roggen fein 24,25 —25,25 Mark, Hausbacken 22,75—23,25 Mark, 
Roggen⸗Futtermebl 12,25 12,75 Mark, Weizenkleie 9,25—9,50 Mark. 


46 —50— 3, 


— — ä Vu a — 
Breslau, 5. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 78 Cm. UP. — M. 16 Em. 
5 { Eisſtand. 


Stadt- Theater. Einen Lehrling, 


„Nomed und Julio.“ verſehen, für mein Colonialwaaren⸗ 


W. © ee ec 
. Shalkeſpeare, für die Bühne ein⸗ſofor ritt. 
nelle BR C. A. Welt. . Jurasky in Myslowitz. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, un u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


reiſen: 
rauerſpiei in fünf Acten von] und 


Em.] Sonnabend den 6. März. Bei halben] mit den nöthigen Schullenntniſſen 


* 


